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Bundesverband Psychiatrie-Erfahrener e.V

GESCHÄFTSSTELLE
Anschrift: Bundesverband Psychiatrie-Erfahrener
       Geschäftsstelle
       Wittener Str. 87
       44789 Bochum

E-Mail: kontakt-info@bpe-online.de
Tel.: 0234 / 68 70 55 52
Erstkontakt und Beratung für Psychiatrie-Erfahrene, Auskünfte 
zu Betreuungsrecht, Patientenrechten, Unterbringungsrecht und  
Vorausverfügungen, Informationen und Beratung zum Umgang 
mit Krisen und Krisenbegleitung
Montags 10 – 13 Uhr und Donnerstags 10 – 13 Uhr

Bei Umzug bitte melden
Liebe Mitglieder, wenn Ihr privat umzieht oder Eure Selbst-
hilfegruppe einen anderen Tagungsort oder Tagungstermin 
wählt, so teilt dies bitte der Geschäftsstelle des BPE e.V., 
Wittener Str. 87, 44789 Bochum mit.
Nur so können wir gewährleisten, dass ihr regelmäßig Infor-
mationen des BPE bekommt und dass wir Hilfesuchende an 
die örtlichen Selbsthilfegruppen weiter vermitteln können.

Telefon: 0234 / 917 907-31
Fax: 0234 / 917 907-32
Email: kontakt-info@bpe-online.de

BPE Rundbrief per Mail bekommen

Liebe Mitglieder,

wenn ihr uns und euch etwas Papier sparen wollt, 
könnt ihr den Rundbrief auch statt per Post, als 
PDF-Datei per Mail bekommen.

Bei Interesse einfach in der Geschäftsstelle 
(0234 / 917 907-31, kontakt-info@bpe-online.de) 
Bescheid geben.

Ausgabe 3/2016 40 Jahre Dachverband Gemeindepsychiatrie Rundbrief

Geschäftsstelle des BPE e.V.

Kasse und Mitglieder-
verwaltung, Infomaterial, 
Pressekontakt

Anne Murnau

Wittener Str. 87, 44 789 Bochum

Sprechzeiten: Do 10 – 13 Uhr

Tel: 0234 / 917 907-31

Fax: 0234 / 917 907-32

Kontakt-info@bpe-online.de

Feste soll man feiern, wie sie fallen, und Grund zum Feiern 
gibt´s genug. Wir beglückwünschen den Dachverband zu 

seiner nunmehr vierzigjährigen Geschichte. Was in den siebzi-
ger Jahren als Zusammenschluss engagierter, bürgerbewegter 
Hilfsvereinigungen begann, hat sich im Laufe der Zeit zu einer 
Institution in der Sozialpsychiatrischen Landschaft entwickelt. 
Wir blicken anerkennend auf die vielfältigen Angebote und 
Einrichtungen zur Verbesserung der Lebensumstände psychia-
trisierter Menschen, die von den Hilfsvereinen entwickelt und 
ins Leben gebracht wurden, und wir sind dankbar für die Unter-
stützung, die dem Bundesverband Psychiatrie-Erfahrener durch 
den Dachverband seit Gründung unseres Vereins zuteil wurde. 
Der trialogische Aspekt ist dem Dachverband stets wichtig. Ne-
ben Bürgerhelfern und Angehörigen sind auch wir Psychiatrie- 
Erfahrenen im Vorstand vertreten und haben dort die Möglich-
keit, unsere Positionen darzulegen. Hier vertreten wir durchaus 
auch unterschiedliche Ansichten. Es liegt auf der Hand, dass die 
Interessen und Bedürfnisse von Anbietern und Nutzern im Hilfe- 
und Versorgungssystem nicht unbedingt übereinstimmen. Allen 
ist wohl bewusst, dass in der Psychiatrie auch vierzig Jahre nach 

der Enquete noch vieles im Argen liegt. Durch die UN-BRK 
sind wir gefordert, auch bisher Erreichtes zu überdenken und 
uns grundlegende Fragen neu zu stellen. Die verschieden Akteu-
re im psychiatrischen Hilfe- und Versorgungssystem in der De-
batte um die Zukunft der Gemeindepsychiatrie an einen Tisch 
zu bringen ist dem Dachverband ein großes Anliegen, und wir 
werden uns gerne daran beteiligen. Wir müssen uns klar sein, 
dass sozialpsychiatrische Parallelwelten und Subkulturen und 
vor allem auch die Werkstätten für behinderte Menschen in ei-
ner inklusiven Gesellschaft der Vergangenheit angehören. Wenn 
wir den Begriff Inklusion mit Leben füllen wollen, ist es an der 
Zeit, diese Diskussion auch in die Gesellschaft zu tragen. 

Zum Jubiläum wünschen wir dem Dachverband hiermit noch-
mals Alles Gute und freuen uns auf weiterhin fruchtbare Diskus-
sionen und gegenseitige Anregungen.

Mirko Ološtiak
für den Bundesverband Psychiatrie-Erfahrener e.V.

Feiern und sich besinnen - 40 Jahre Dachverband Gemeindepsychiatrie 
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Bayerischer Landesverband Psychiatrie-Erfahrener e.V.
Geschäftsstelle Glückstraße 2

 86153 Augsburg
Tel. 0821/45047863
Fax 0821/45047864

Kontakt@BayPE.info
www.psychiatrie-erfahrene-bayern.de
Finanzamt Augsburg Steuernummer

103/107/31639
Sachbearbeiter: Nina Theofei

Augsburg, den 28.07.2016

PRESSEMITTEILUNG
 „Wir fordern Aufklärung“
Bayerischer Landesverband Psychiatrie-Erfahrener e.V. alarmiert über Tod 
eines Patienten bei Polizeieinsatz

Hintergrund

Erharting in Oberbayern, 13. Juli 2016: Ein 62-jähriger Bewohner eines Altenheims soll in die Psychiatrie 
gebracht werden. Eine Polizeistreife rückt an, um den Transport zu begleiten. Als zwei Polizisten mit Sanitä-
tern den Raum betreten, greift der Heimbewohner mit einem Messer an und verletzt einen Polizisten schwer 
am Bein. Mindestens einer der Polizisten schießt auf den Mann, dieser stirbt noch vor Ort. Er habe unter 
chronischer Schizophrenie gelitten.

Unsere Stellungnahme

Bei diesem Fall drängt sich die Frage nach der Verhältnismäßigkeit des Gewalteinsatzes auf. Wie konnte es 
zu dieser Eskalation mit tödlichem Ausgang kommen? Wie steht es um die Schulung der Polizei im Umgang 
mit möglicherweise traumatisierten Menschen? Der Bayerische Landesverband Psychiatrie-Erfahrener 
e.V. will den Tod eines Menschen nicht einfach hinnehmen und fordert eine umfassende öffentliche 
Aufklärung des Falles.

Die verpflichtende Einbeziehung des Krisendienstes bei Klinikeinweisungen haben wir schon vor einem 
Jahr am Runden Tisch zum PsychKHG gefordert. Der Fall zeigt erneut, wie notwendig der weitere Ausbau 
des Krisendienstes ist und wie wichtig es ist, deeskalierend zu wirken.

Dies ist leider nicht der einzige Fall übermäßiger Polizeigewalt gegen Menschen mit psychischer Erkran-
kung. Wir sind auch über die Anforderung eines Spezialeinsatzkommandos in Kronach (Oberfranken) im 
Zusammenhang mit der Klinikeinlieferung eines Mannes am 15. Juli alarmiert. Auch hier stellt sich die Frage 
der Verhältnismäßigkeit. Eine Erklärung zu diesem Vorfall steht aus.

____________________________________________________________________________________________

Vorstand: Margarete Blank, Christine Wismüller, Achim Kuck, Martina Heland-Gräf Bankverbindung: Bank für Sozialwirtschaft, 
IBAN DE76700205000009833100, BIC BFSWDE33MUE Vereinsregisternummer 17385 Amtsgericht München
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Empfänger_in:
Bundesministerium für Gesundheit

Betreff: Fördermaßnahme „Vermeidung von Zwangsmaßnahmen im psychiatrischen Hilfesystem“

02.05.2016
Sehr geehrte Damen und Herren,

im Rahmen der diesjährigen Psychiatrietagung des Bundesverbandes evangelische Behindertenhilfe e.V. zu Gewalt, 
Traumata und Psychiatrie (1) informierte Prof. Tilman Steinert in seinem Vortrag, dass er im Auftrag des Bundesmi- 
nisteriums für Gesundheit eine 3-jährige Studie zu Zwangsmaßnahmen leiten wird. Davon ausgehend, dass es sich hier-
bei um Ihr Förderprojekt „Vermeidung von Zwangsmaßnahmen im psychiatrischen Hilfesystem“ handelt (2) nehmen 
wir die Vergabe der Forschungsmittel an das Konsortium um Prof. Steinert zum Anlass für diesen öffentlichen Brief an 
Ihr Ministerium.

Die Ausschreibung für das obengenannte Projekt haben wir positiv aufgenommen und sahen sie in Verbindung mit den 
abschließenden Bemerkungen des Ausschusses für die Rechte von Menschen mit Behinderungen in Folge des ersten 
Staatenbericht Deutschlands in 2015 (3). Begrüßenswert fanden wir die gezielte Frage nach Zwangsmaßnahmen ohne 
richterlichen Beschluss sowie die Benennung der Selbsthilfe unter den ,relevanten Akteuren‘ (4). Gleichzeitig war nicht 
zu übersehen, dass die zwei zentralen methodischen Kriterien für die Glaubwürdigkeit und Nutzbarkeit der Ergebnisse 
fehlen. Diese - auch vom UN Ausschuss benannt (Punkt 30 b) sind Kriterien der Unabhängigkeit von Forschung und der 
menschenrechtsbasierten Herangehensweise. Für eine umfassende und gesellschaftlich verantwortliche Untersuchung 
von psychiatrischen Zwangsmaßnahmen halten wir diese Merkmale für entscheidend. Die Tatsache, dass sie nicht ein 
einziges Mal im Ausschreibungstext Erwähnung fanden und die Mittel entsprechend vergeben wurden, betrachten wir 
als ein großes Versäumnis.

Desweiteren möchten wir darauf aufmerksam machen, dass die von Ihnen vorgegebene Zielrichtung der Studie „Zwang 
in der psychiatrischen Versorgung auf das unbedingt Notwendige zu begrenzen“ im direkten Widerspruch steht zu den 
Bestimmungen der UN Behindertenrechtskonvention (5). Mehrere Punkte der abschließenden Bemerkungen bestätigen 
das und geben eindeutig eine andere Zielrichtung vor - für all die notwendigen Maßnahmen, die die Bundesrepublik 
Deutschland in der Zeit bis zu nächsten Überprüfung in 2019 zu ergreifen hat. Es geht darum, die „Zwangsunterbrin-
gung durch Rechtsänderungen zu verbieten und mit den Artikeln 14, 19 und 22 des Übereinkommens übereinstimmende 
alternative Maßnahmen zu fördern“ (30a). Desweiteren geht es um das Verständnis von körperlichen und chemischen 
freiheitseinschränkenden Maßnahmen als Folterhandlungen und die Empfehlung der „offiziellen Abschaffung aller 
[dieser] Praktiken vorzunehmen“ (34a), sowie ihre Anwendung „in der Altenpflege und in Einrichtungen für Menschen 
mit Behinderungen zu verbieten“ (34b) (Hervorhebung hinzugefügt). Auch wenn mit den zu ergreifenden Maßnahmen 

Bankverbindung: Bank für Sozialwirtschaft Köln, BLZ 370 205 00, Kto.-Nr. 70 798 00
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in erster Linie gesetzliche Änderungen gemeint sind, wirft die Abschaffung der Zwangsunterbringung und Zwangsbe-
handlung enorme Fragen auf für die psychiatrische Praxis und für alle in diesem Bereich Tätige. Bei der Suche nach Be-
handlungsmethoden, die die langjährige Geschichte der Zwangspsychiatrie durchbrechen sollen bekommt die Wissen-
sproduktion, vor allem in Form von Forschung eine bedeutungsvolle und wegweisende Rolle. Es stellt sich jedoch die 
entscheidende Frage - wie solche Forschung aussehen soll und wer sie konzipiert und durchführt. Die Reichweite der 
Forschungsarbeiten derjenigen, die Zwangsbehandlung selbst praktizieren und die biomedizinische Herangehensweise 
einschlagen bleibt begrenzt und voraussehbar. Klinische Forschungsansätze sind nicht geeignet um neue, für die anste-
henden Praxisänderungen erforderliche Wissensbasis zu schaffen. Bei der Abschaffung der Zwangspsychiatrie geht es 
um keinen psychiatrischen, sondern um einen grundlegenden, gesamtgesellschaftlichen Prozess. Eine Forschung, die 
sich zu Aufgabe macht diesen Prozess zu informieren und zu stützen muss sich interdisziplinär gestalten und mehrere 
Perspektiven ernsthaft einbeziehen.

Die Vergabe der öffentlichen Gelder an das Konsortium um Prof. Steinert, dessen Standpunkte zu der Notwendigkeit 
von Zwang öffentlich zugänglich und bekannt sind, sehen wir als eine weitere Subversion der UN BRK, diesmal auf 
der Ebene der Forschung. Uns ist bewusst, dass die Bestimmungen der UN BRK eine gravierende Herausforderung an 
die psychiatrische Praxis darstellen und nicht ohne ein umfassendes Umdenken ihrer Grundwerte und Prinzipien, sowie 
nicht ohne strukturelle Veränderungen umsetzbar sind. Umso wichtiger ist die Bereitschaft, diese Herausforderung end-
lich anzunehmen und sie nicht weiterhin zu sabotieren mit der Suche nach einer ,schöneren‘ Art Zwang anzuwenden 
- oder wie Sie das in Ihrer Ausschreibung ausdrücken: „Es soll insbesondere dargestellt werden, welche Möglichkeiten 
bestehen, die Ziele von Zwangsanwendungen mit zwangsfreien oder weniger einschränkenden Maßnahmen zu errei-
chen.“
 
Eine derart widersprüchliche Fragestellung wird uns nicht weiter bringen da es unter anderem genau darum geht, die 
Zielrichtung der psychiatrischen Interventionen zu hinterfragen. Es ist an der Zeit, nicht-psychiatrischen Arbeitsan-
sätzen den Zugang zu Forschungsmitteln zu ermöglichen und den üblichen Trend zu wissenschaftlicher‘ Erforschung 
von eigenen Praktiken zu durchbrechen. In Ihrer Ausschreibung haben Sie unterschiedliche Organisationen als poten-
tielle Zuwendungsempfänger genannt, darunter auch gemeinnützige Körperschaften wie eingetragene Vereine. Ihre 
Fördervoraussetzungen, wie Forschungsinfrastruktur, Expertise und Vorerfahrungen und nicht zuletzt der finanzielle 
Eigenanteil reduzieren jedoch erheblich die Chancen solcher Bewerber und sichern den psychiatrischen Trägern einen 
deutlichen Vorsprung. Auf diese Art und Weise wird die bisherige Wissensbasis der Psychiatrie reproduziert und die 
überfällige Entstehung einer neuen weiterhin verhindert.
Mit der Veröffentlichung unsere Kritik wollten wir nicht tatenlos auf unseren nächsten Schattenbericht an den UN 
Ausschuss warten. Dieser offene Brief ist Ausdruck unserer Bereitschaft, unser Wissen zur Verfügung zu stellen und 
gemeinsam Wege aus dem Teufelskreis zu suchen. Die UN BRK bietet uns allen einen guten Rahmen dafür.

Lassen Sie uns an ihrer Umsetzung mitarbeiten in dem Sie sicher stellen, dass unsere Sicht befragt und beachtet wird 
- bei allen Fragen der Forschung, die unser Leben unmittelbar betrifft. Dies beginnt bereits mit der Formulierung der 
Forschungsfragen, Entwicklung der Förderkriterien und den Entscheidungen zur Vergabe von öffentlichen Mitteln.

Für Bundesverband Psychiatrie-Erfahrener e.V. 
Jasna Russo

Referenzen:
(1) Das Programm der Tagung ist abrufbar unter 
http://www.beb-ev.de/wp-content/uploads/2015/10/Psvchiatrietagung_2016_Bonn.pdf
(2) BMG Pressemitteilung vom 15.10.2015, abrufbar unter: 
http://www.bmg.bund.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilungen-2015-4/ausschreibung-foerderprojekt.html
(3) Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen, Dreizehnte Tagung 25. März -17. April 2015: Abschließende Bemer-
kungen über den ersten Staatenbericht Deutschlands, von der Monitoring-Stelle zur UN-Behindertenrechtskonvention, beauftragte und geprüfte 
Übersetzung, abrufbar unter: http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/UN-Dokumente/CRPD_Abschlies-
sende_Bemerkungen_ueber_den_ersten_Staatenbericht_Deutschlands_ENTW_URF.pdf
(4) Öffentliche Bekanntmachung des Bundesministeriums für Gesundheit (BMG) im Rahmen der Ressortforschung zum Thema „Vermei-
dung von Zwangsmaßnahmen im psychiatrischen Hilfesystem“ vom 23.09.2015 abrufbar unter:
http://www.dlr.de/pt/Portaldata/45/Resources/a_dokumente/gesundheitsforschung/Bekanntmachung_Zwangsmassnahmen.pdf
(5) Artikel 14 und Art 15 der UN Behindertenrechtskonvention, abrufbar unter:
 http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user upload/PDF-Dateien/Pakte_Konventionen/CRPD_behindertenrechtskonvention/crpd_
b_de.pdf
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Der Bundesverband der Psychiatrieerfahre-
nen (BPE) nennt als zentrale Kriterien für die 
Glaubwürdigkeit und Nutzbarkeit von For-
schung die „Unabhängigkeit der Forschung“ 
und eine „menschenrechtsbasierte Herange-
hensweise“. Bezüglich „Unabhängigkeit“ 
stimmen wir dem unbedingt zu. Unter Un-
abhängigkeit der Forschung versteht man 
die Freiheit von  finanziellen oder anderen 
Interessenkonflikten. Man sollte z. B. nicht 
Forschung in Zusammenhang mit Zwangs-
behandlungen machen und gleichzeitig in 
anderen Zusammenhängen Geld von Firmen 
annehmen, die derartige Produkte herstellen. 
Uns ist gut bekannt, dass es in der medizi-
nischen Forschung häufig derartige Interes-
senkonflikte gibt – wir haben aber deshalb 
keine Beziehungen zur Pharmaindustrie oder 
anderen Industrien. „Unabhängigkeit“ kann 
freilich nicht bedeuten, dass wir nichts mit 
dem psychiatrischen Versorgungssystem zu 
tun haben. Das ist selbstverständlich nicht so, 
ganz im Gegenteil. Forschung muss nämlich 
noch eine weitere sehr wesentliche Bedin-
gung erfüllen: Sach- und Methodenkenntnis.

Auch die vom BPE angesprochene Frage 
der Menschenrechte halten wir für außeror-
dentlich wichtig. Die Geschichte der Psy-
chiatrie unter dem Gesichtspunkt der Men-
schenrechte und Menschenrechtserklärungen 
ist ein sehr bedeutsamer Strang der Entwick-
lung der Rechte psychisch Kranker und ih-
rer Versorgung. Leider ist allerdings in den 
letzten Jahren und in der Diktion des BPE die 
„menschenrechtliche Herangehensweise“ 
zu einem Code-Begriff für „völliges Verbot 
von Zwangsmaßnahmen“ geworden. Wer 
sich dieser Forderung nicht anschließt, hat 
sich in den Augen des BPE bereits disqualifi-
ziert. Diese Forderung leitet sich bekanntlich 
aus einer sehr radikalen und deshalb auch 
vielfach kritisierten Interpretation der UN-
Behindertenrechtskonvention ab. Die For-
derung eines völligen Verbots aller Zwangs-
maßnahmen in der Psychiatrie wird gleicher-
maßen unter Bezugnahme auf den Artikel 
12 der UN-Behindertenrechtskonvention 
vom Deutschen Institut für Menschenrech-
te vertreten. Jedoch ist zu betonen, dass die 
UN-Behindertenrechtskonvention selbst die 
Begriffe „psychisch Kranke“ und „Zwangs-
behandlung“ oder „Zwangsmaßnahmen“ gar 
nicht enthält. Das höchste deutsche Gericht, 
das Bundesverfassungsgericht, hat eindeutig 
klargestellt, dass die gegenwärtige deutsche 
Gesetzgebung zu Zwangsbehandlung in der 
Psychiatrie aus seiner Sicht mit der UN-
Behindertenrechtskonvention vereinbar ist. 
Die ärztliche Ethik befindet sich ebenfalls in 

Übereinstimmung mit dieser Position. Eine 
unbedingte und ausschließliche Einforderung 
eines einzelnen Menschenrechts ist nach ver-
breiteter (d. h., internationaler psychiatrischer 
und auch juristischer) Sicht nicht hilfreich. 
Außer einem Recht der körperlichen Unver-
sehrtheit gibt es z.B. auch ein Recht auf Frei-
heit und ein Recht auf Gesundheitsfürsorge, 
und solche Rechte haben auch Angehörige 
psychisch kranker Menschen und diejenigen, 
die sie versorgen. Gerade deshalb bedarf es 
sorgfältiger Abwägungen, wie dies das Bun-
desverfassungsgericht in vorbildlicher Weise 
ausgeführt hat.

Nun ist es keineswegs so, dass wir das Recht, 
notfalls Maßnahmen des Zwangs gegen 
psychisch kranke Menschen auszuüben, für 
besonders erstrebenswert oder gar einen ele-
mentaren Bestandteil der Psychiatrie halten 
würden. Ganz im Gegenteil, es gehört zu den 
unangenehmsten Aufgaben aller psychiatri-
schen Professionellen, weshalb nicht wenige 
sich lieber Bereichen zuwenden, in denen Pa-
tienten sich ausschließlich freiwillig behan-
deln lassen und dafür am besten auch noch 
als Privatpatienten bezahlen, z. B. in „psy-
chosomatischen“ Kliniken. Weder der BPE 
noch das Deutsche Institut für Menschen-
rechte oder die entsprechende Kommission 
der UN haben bisher ausgeführt, wie sie sich 
konkret ein Verbot jeglicher Zwangsmaßnah-
men in der Psychiatrie vorstellen. Wenn es 
auch weltweit bisher kein Beispiel dafür gibt, 
wäre dies sogar machbar.  Aber es würde be-
deuten, dass in allen Fällen von unmittelbarer 
Gefährdung anderer Personen oder auch von 
akuter Selbstgefährdung ausschließlich Poli-
zei und Justiz zuständig wären und die Psy-
chiatrie als medizinische Disziplin sich auf 
die Aufgabe beschränken würde, freiwillige 
Hilfsangebote zu machen. Tatsächlich gibt es 
Menschen, für die dieses Vorgehen adäquat 
sein kann und auch von uns befürwortet wird 
– für viele gilt dies jedoch nicht. Dies betrifft 
nicht nur schwer Psychosekranke, sondern 
zum Beispiel auch Demenzkranke, die einen 
ebenfalls gebrechlichen Partner gefährden 
oder Menschen mit schweren geistigen Be-
hinderungen. Eventuell notwendige Siche-
rungsmaßnahmen bei diesen Menschen nicht 
vergleichbar mit Straftätern ausschließlich 
der Polizei und Justiz zu überlassen, gilt als 
großer zivilisatorischer Fortschritt der letzten 
Jahrhunderte. Diesen würden doch vermut-
lich die meisten Menschen nicht gerne aus 
ideologischen Gründen auf das Spiel gesetzt 
sehen. Aus diesem Grund versuchen welt-
weit engagierte psychiatrische Professionel-

le, Zwangsmaßnahmen soweit als möglich 
zu reduzieren oder zu vermeiden und entwi-
ckeln und erforschen dazu spezielle Vorge-
hensweisen, halten aber ein generelles Ver-
bot als Ausgangspunkt nicht für praktikabel. 
Dennoch liefert die wiederholt vorgetragene 
Kritik des BPE und des Deutschen Instituts 
für Menschenrechte aus unserer Sicht wich-
tige Anknüpfungspunkte, die es verdienen 
aufgegriffen zu werden. Die Übertragung 
hoheitlicher Aufgaben der Gewaltausübung 
an psychiatrische Kliniken stammt aus einer 
Tradition des Polizeirechts. Seitdem hat sich 
die Arbeitsweise der früheren Anstalten aber 
grundlegend gewandelt und es muss ernst-
haft in Angriff genommen werden, die Un-
terbringungsgesetze für psychisch Kranke in 
solcher Weise zu reformieren, dass ordnungs-
politische und diskriminierende Elemente zu 
Gunsten wirklicher Schutzbestimmungen 
geändert werden. Die psychiatrische Fachge-
sellschaft DGPPN hat sich in einem kürzlich 
veröffentlichten Eckpunktepapier dement-
sprechend geäußert. Viele psychiatrische 
Kliniken haben begonnen, den polizeirechtli-
chen Charakter der Unterbringungsmaßnah-
men dadurch zu unterwandern, dass sie eine 
Praxis einer Unterbringung auf offenen Stati-
onen einführen, die damit auch juristisch zu-
nehmend als gängige Praxis anerkannt wird 
– eine sehr begrüßenswerte Entwicklung. 
Auch die immer wieder geäußerte Kritik an 
dem geltenden Betreuungsrecht unter Beru-
fung auf die UN-BRK muss aufgegriffen und 
durch Forschung unterstützt zu werden –vo-
raussichtlich nicht mit dem Ergebnis einer 
völligen Abschaffung des Betreuungsrechts, 
aber auch hier lässt sich sicher noch vieles 
verbessern.

Voraussetzung ist jedoch in allen Fällen 
eine Daten-basierte und damit transparentere 
Kenntnis der vielfältigen Psychiatrieland-
schaft in Deutschland und ihrer Lösungsan-
sätze zum Thema. Unser Projekt wurde da-
her inhaltlich und bundesweit mit einem sehr 
breiten Fokus einschließlich der Beteiligung 
Psychiatrie-Erfahrener an den Forschungs-
aufgaben und in den Begleitgremien entwi-
ckelt. Die Teilnahme des BPE an unserem 
geplanten Forschungsprojekt ist im Beirat 
vorgesehen, so dass wir die Diskussion auch 
dort gemeinsam führen können. 

Prof. Dr. Tilman Steinert, Ravensburg; 
Prof. Dr. Hans-Joachim Salize, Mannheim;
Prof. Dr. Harald Dreßing, Mannheim;
Prof. Dr. Hans-Georg Juckel, Bochum;
Prof. Dr. Ingmar Steinhart, Greifswald  

Antwort auf den offenen Brief des Bundesverbandes der Psychiatrie-Erfahrenen 
an das Bundesministerium für Gesundheit vom 02.05.2016

Mit freundlicher Unterstützung der Kerbe, Ausgabe 3/2016
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Das Buch, die Neuausgabe der 2009 erschienenen Publikation 
„Vom Erfahrenen zum Experten – Wie Peers die Psychiatrie 

verändern“, soll Leitungskräfte, Kostenträger, engagierte Praktiker, 
Psychiatrieplaner und Genesungsbegleiter animieren, der Weiter-
entwicklung von Peerarbeit eine Chance zu geben. Die 24 Autorin-
nen und Autoren empfinden Peerarbeit als Instrument der Verände-
rung der psychiatrischen Praxis. Im Buch wird Peerarbeit definiert, 
die Probleme bei ihrer Implementierung werden beschrieben, die 
Ausbildung wird thematisiert, Erfahrungen im stationären und 
ambulanten Bereich in Deutschland, Österreich und der Schweiz 
werden wiedergegeben. Herausgestrichen wird die Funktion der 
Peerbegleitung, das Selbstvertrauen psychiatrischer Patienten in 
die eigenen Kräfte und Möglichkeiten zu stärken. Weitere Themen 
sind Fortbildung und Forschung unter aktiver Einbeziehung von 
Betroffenen. Grundlage von alledem ist die typische sozialpsych-
iatrische Haltung: Alles in der Psychiatrie dient den Patienten, die 
Psychiatrie ist im Wandel, alles wird noch besser, Psychiatrisch 
Tätige werden durch Genesungsbegleiter befähigt, ihre therapeuti-
schen Erfolge gar zu verstärken, gemeinsam und auf gleicher Au-
genhöhe schreiten Profis, Angehörige und Betroffene solidarisch 
zu Achtsamkeit, Empowerment, Recovery, Lebenszufriedenheit. 
Beim Lesen des Buches denke ich an meine eigene katastrophale 
Psychiatriegeschichte. Wie gut wäre es gewesen, einen Peerbera-
ter an meiner Seite gehabt zu haben, der meine Familie, Freunde 
und mich darauf hingewiesen hätte, dass es noch andere Interpre-

tationen der unangenehmen Psychopharmaka-Wirkungen außer 
„Nebenwirkungen“, also nebensächliche Begleitumstände der 
„Medikation“, gegeben hätte. Der mich auf die Existenz von Al-
ternativen zur Psychiatrie, zumindest die Möglichkeit des Weglau-
fens hingewiesen hätte. Der mir und meinen Angehörigen Literatur 
zum risikoarmen Absetzen von Psychopharmaka genannt hätte. 
Der der ständig im Raum stehenden Abwertung meiner lebensge-
schichtlich bedingten Verrücktheit als Symptom schwerer psychi-
scher Krankheit basierend auf biopsychosozialer (Stoffwechsel-) 
Störung etwas Hoffnungsvolles und tendenziell Sinngebendes 
entgegengesetzt hätte, gerne untermalt mit eigener konstruktiver 
Krisenbewältigung! Wäre es nicht schön, solch engagierte Peer-
berater in Kliniken und Anstalten anzutreffen? „Die Betroffenen 
(also: wir) wissen oft, dass Medikamente manchmal hilfreich und 
notwendig sein können“, schreibt die Genesungsbegleiterin Gwen 
Schulz aus Hamburg in ihrem Buchbeitrag. Was sie selbst macht 
und was ihre Kollegen machen, wenn sie die Psychopharmaka als 
nicht hilfreich und überflüssig sehen, bleibt leider unerwähnt. Was 
passiert bei mangelhafter Aufklärung, bei unterlassenen Vorsorge-
untersuchungen? Was, wenn Elektroschocks im Raum stehen? Was 
bei Zwangsbehandlung mit ihren so oft traumatisierenden Folgen? 
Einzig die Wiener Psychiaterin Michaela Amering erwähnt Pro-
bleme und Machtkämpfe mit den etablierten Systemen, die unver-
meidlich seien, allerdings bleibt ihr Hinweis abstrakt. Doch wie 
stellt sich das Machtgefälle für Peerarbeiter dar, insbesondere im 
Konfliktfall, welche Lösungswege sind vorgesehen im Patienten-
interesse, können Peerarbeiter mit eigener, abweichender Mei-
nung auf irgendeine unterstützende Instanz hoffen? Ist dies eine 
Funktion gemeinsamer Supervision? Gibt es diesbezüglich erste 
Erfahrungen? Ärzte befürchten eine mögliche Unterwanderung 
der Psychopharmaka-Verabreichung, so die Schweizerin Barbara 
Blickle, Dr. med. mit eigener Krisenerfahrung und Genesungsbe-
gleiterin, nach einer von ihr durchgeführten Studie in der psychia-
trischen Privatklinik Meiringen in ihrem Buchbeitrag „Erwartun-
gen und Befürchtungen psychiatrischer Fachpersonen bezüglich 
Beschäftigung von Peers in psychiatrischen Institutionen“. Peers 
– so die durchaus nicht unbegründete Furcht von „Fachpersonen“ 
– könnten aufgrund eigener schlechter Erfahrungen die ärztliche 
Behandlung missbilligen und boykottieren, insbesondere die Me-
dikation. Ich wünschte mir einen Beitrag im Buch, der sich mit der 
Frage beschäftigt, wie eigene negative Erfahrungen mit der Psych-
iatrie in das beschworene Erfahrungswissen von Genesungsbeglei-
tern eingehen und wie die Peerarbeit dann aussieht. Bleibt dieses 
zentrale Thema ausgespart, besteht die Gefahr, dass der Eindruck 
entsteht, Genesungsbegleiter würden den Sozialarbeitern in ihrer 
Rolle als „Sozialmäuschen“ nachfolgen. Dies wäre eine Tragödie 
angesichts des Blumenstraußes an Möglichkeiten, der der Peerar-
beit innewohnt, und angesichts der Masse unverstandener, schutz- 
und wehrloser Patientinnen und Patienten, die von der Arbeit enga-
gierter Genesungsbegleiter profitieren könnten. 

Gebunden, 295 Seiten, ISBN 978-3-88414-582-1. Bonn:  
Psychiatrie-Verlag, 2., vollständig überarbeitete Neuausgabe 2016. 
€ 29.95

Peter Lehmann

Rezension

Jörg Utschakowski / Gyöngyvér Sielaff / Thomas Bock / Andréa Winter (Hg.): 
Experten aus Erfahrung – Peerarbeit in der Psychiatrie
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Angesichts der mit einer Betreuung verbundenen tiefen Eingriffe in 
das allgemeine Persönlichkeitsrecht ist eine persönliche Anhörung 
durch das Betreuungsgericht grundsätzlich unverzichtbar. Dies hat 
die 3. Kammer des Ersten Senats des Bundesverfassungsgerichts ent-
schieden und damit die große Bedeutung der persönlichen richterli-
chen Anhörung im Betreuungsverfahren erneut hervorgehoben. Die 
Anordnung einer Betreuung ohne diese Anhörung verletzt nicht nur 
das Recht auf rechtliches Gehör, sondern stellt auch eine Verletzung 
des allgemeinen Persönlichkeitsrechts aus Art. 2 Abs. 1 in Verbindung 
mit Art. 1 Abs. 1 GG dar.

Sachverhalt:
Nachdem die Beschwerdeführerin im Dezember 2010 im Wege der 
einstweiligen Anordnung unter vorläufige Betreuung gestellt worden 
war, beantragte der Betreuer im Juni 2011 beim Amtsgericht eine 
Verlängerung der einstweiligen Betreuung um sechs Monate. Mit Be-
schluss vom selben Tag verlängerte das Amtsgericht die Betreuung, 
ohne die Beschwerdeführerin zuvor anzuhören. Auf erneuten An-
trag des Betreuers verlängerte das Amtsgericht im August 2011 die 
vorläufige Betreuung bis zum 31. Oktober 2011, abermals ohne die 
Beschwerdeführerin vorher anzuhören. Mit Ablauf des 31. Oktober 
2011 endete die einstweilige Betreuung durch Zeitablauf.

Die Beschwerdeführerin beantragte daraufhin beim Amtsgericht die 
Feststellung, dass der Beschluss über die Verlängerung der Betreuung 
aus August 2011 sie in ihren Rechten verletzt habe. Das Amtsgericht 
half der Beschwerde nicht ab. Das Landgericht wies die Fortsetzungs-
feststellungsbeschwerde zurück, nachdem es zuvor die Beschwerde-
führerin persönlich angehört hatte.

Mit ihrer Verfassungsbeschwerde rügt die Beschwerdeführerin eine 
Verletzung der Garantie effektiven Rechtsschutzes (Art. 19 Abs. 4 in 
Verbindung mit Art. 3 Abs. 1 GG) und ihres Anspruchs auf rechtliches 
Gehör (Art. 103 Abs. 1 GG).

Wesentliche Erwägungen der Kammer:
1. Der angegriffene Beschluss des Amtsgerichts über die Verlänge-
rung der Betreuung verletzt die Beschwerdeführerin in ihrem allge-
meinen Persönlichkeitsrecht (Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1 
Abs. 1 GG) und in ihrem Anspruch auf rechtliches Gehör (Art. 103 
Abs. 1 GG).

a) Das Recht auf freie und selbstbestimmte Entfaltung der Persön-
lichkeit sichert jedem Einzelnen einen autonomen Bereich privater 
Lebensgestaltung, in dem er seine Individualität entwickeln und 
wahren kann. Die Anordnung einer Betreuung beeinträchtigt dieses 
Recht, sich in eigenverantwortlicher Gestaltung des eigenen Schick-
sals frei zu entfalten, denn sie weist Dritten zumindest eine rechtliche 
und tatsächliche Mitverfügungsgewalt bei Entscheidungen im Leben 
der Betroffenen zu.

Ein solcher Eingriff ist nur gerechtfertigt, wenn das zuständige Be-

treuungsgericht nach angemessener Aufklärung des Sachverhalts 
davon ausgehen darf, dass die Voraussetzungen für die Einrichtung 
oder Verlängerung einer Betreuung tatsächlich gegeben sind. Zu den 
zentralen verfassungsrechtlichen Anforderungen gehört daher die Be-
achtung des Rechts auf Gehör (Art. 103 Abs. 1 GG). Angesichts der 
mit einer Betreuung möglicherweise verbundenen tiefen Eingriffe in 
das allgemeine Persönlichkeitsrecht ist eine Anhörung in Form einer 
persönlichen Anhörung im Angesicht der Betreffenden grundsätz-
lich unverzichtbar. Die persönliche Anhörung darf nur im Eilfall bei 
Gefahr im Verzug vorläufig unterbleiben, ist dann aber unverzüglich 
nachzuholen.

Aufgrund der engen Verbindung zwischen dem für das Betreuungs-
verfahren als Recht auf persönliche Anhörung ausgestalteten Gehörs-
recht und dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht liegt in der Anord-
nung einer Betreuung ohne diese Anhörung nicht nur eine Verletzung 
des Rechts aus Art. 103 Abs. 1 GG, sondern zugleich eine Verletzung 
des allgemeinen Persönlichkeitsrechts. Durch eine spätere Anhörung 
kommt eine Heilung damit nicht rückwirkend, sondern nur in Blick 
auf die Zukunft in Betracht.

b) Das Amtsgericht hat demgegenüber die Beschwerdeführerin zu 
keinem Zeitpunkt persönlich angehört. Die vorliegend angegriffene 
erneute Verlängerung der Betreuung wurde vielmehr - ebenso wie 
schon zuvor die Entscheidung über die erste Verlängerung - zunächst 
angeordnet, ohne die Beschwerdeführerin auch nur in Kenntnis zu 
setzen. Auch im Weiteren fehlte es an einer persönlichen Anhörung. 
Ein Verzicht auf eine Anhörung durch die Beschwerdeführerin kann 
weder tatsächlich hergeleitet werden noch ist dieser einfachrechtlich 
begründbar.

Die Gehörsverletzungen konnten auch nicht im Zuge des Verfahrens 
über die Fortsetzungsfeststellungsbeschwerde geheilt werden. Das 
Unterbleiben der persönlichen Anhörung begründet die Rechtswid-
rigkeit der Anordnung der Betreuung. Die nachträgliche Anhörung 
durch das Beschwerdegericht kann das Unterbleiben der Anhörung 
durch das Betreuungsgericht nicht rückwirkend heilen.

2. Der Beschluss des Landgerichts, der ein rechtliches Interesse an der 
Feststellung der Gehörsverletzung durch das Amtsgericht verneint, 
verletzt die Beschwerdeführerin in ihrem Anspruch auf effektiven 
Rechtsschutz. Art. 19 Abs. 4 GG gebietet den Rechtsmittelgerichten, 
ein von der jeweiligen Prozessordnung eröffnetes Rechtsmittel nicht 
ineffektiv zu machen. Zwar ist es mit diesem Gebot vereinbar, den 
Rechtsschutz davon abhängig zu machen, dass ein Rechtsschutzinte-
resse besteht. In Fällen tiefgreifender Grundrechtseingriffe kann das 
Rechtsschutzinteresse jedoch auch dann bejaht werden, wenn die di-
rekte Belastung durch Erledigung des Hoheitsakts entfallen ist, ohne 
dass die betroffene Person zuvor effektiven Rechtsschutz erlangen 
konnte. Der Beschluss vom 3. Mai 2012, in dem das Landgericht ein 
Fortsetzungsfeststellungsinteresse der Beschwerdeführerin verneint, 
verfehlt diese Anforderungen.

https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2016/bvg16-023.html

Anordnung einer Betreuung muss eine persönliche Anhörung vorausgehen

Pressemitteilung Nr. 23/2016 vom 4. Mai 2016

Beschluss vom 23. März 2016
1 BvR 184/13
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Im Protokoll der zweiten Sitzung des Unterausschusses Patienzen-
trierte und sektorübergreifende Versorgung – Klinik und ambulan-
ter Sektor steht als Hypothese/Prüfauftrag:
„Entsprechend dem bio-psycho-sozialen Krankheitsmodell wirkt 
sich psychische Erkrankung im biologischen Bereich, im subjekti-
ven Erleben und im sozialen Bereich aus.

Psychiatrische Behandlung ist den individuellen Bedürfnissen 
entsprechend mehrdimensional auszurichten; das heißt sie muss 
methodisch kombiniert und in vielen Fällen multiprofessionell er-
bracht werden(WHO)“.

Sowohl aus eigener Erfahrung, aus der Selbsthilfe als auch im 
Kontakt mit Zwangsuntergebrachten im Rahmen der PSYCHKG-
Besuchskommission resultiert die Sichtweise, dass psychische 
Erkrankungen sowohl biologische Aspekte haben als auch Ver-
änderungen im gefühlsmäßigen Erleben und deshalb Beeinträch-
tigungen der Beziehungen zu anderen Menschen mit sich bringen. 
Da wir es mit längerfristig psychisch Kranken zu tun haben, sehen 
wir, dass ihr Zustand Auswirkungen auf viele soziale Lebensbe-
reiche hat. 

Es wäre effizient und hilfreich für die Betroffenen, wenn anhand 
eines Krankheitsmodells behandelt würde, bei dem außer Medi-
kamentierung/Medikalisierung auch eine bessere Beziehungs- und 
Handlungsfähigkeit in den Bereichen ihres Lebensumfeldes ein 
dezidiertes Behandlungsziel wäre und es viel mehr Bemühungen 
gäbe, Exklusionsmechanismen dieser Menschen entgegen zu wir-
ken. 

Ich sehe das im gegenwärtigen psychiatrischen Versorgungsmo-
dell – arbeitsteilig ineffektiv zersplittert, wenn auch „methodisch 
kombiniert“ (s.o.) nicht. Es als bio-psycho-sozial zu beschreiben, 
finde ich aus der Perspektive von Betroffenen nicht von Erfahrun-
gen in der Realität gedeckt.

Soziale Dimension: Exklusion
Eikelmann, Bernd; Eikelmann-Zacharias, Barbara; Richter, Dirk 
und Reker, Thomas haben in einem Artikel im Deutschen Ärzte-
blatt 2005 (www.aerzteblatt/de/archiv/46432, Zugriff 02.06.2016 
Exklusionsmechanismen aus einer Studie in Großbritannien über 
die soziale Situation arbeitsfähiger psychisch Kranker beschrie-
ben.

Titel: Integration psychisch Kranker: Ziel ist Teilnahme am 
wirklichen Leben.

Ob die Zahlenangaben für Deutschland vergleichbar sind, kann 
ich nicht beurteilen, die Items der Exklusion gelten sicher auch 
bei uns (vgl.: Dirk Richter: Exklusionsmechanismen in der mo-
dernen Gesellschaft. Auswirkungen und Folgen für Menschen 
mit psychischen Behinderungen http://www.kerbe.info/files/Ker-
be_ausgaben/2010-01-14_Kerbe1_10-Artikel-Richter.pdf, Zugriff 
03.06.2016.)

„Viele psychisch Kranke werden schon lange vor der ersten Be-
handlung vom Arbeitsmarkt und aus sozialen Beziehungen ausge-
schlossen.“

In der Studie „wird festgestellt, dass Erwachsene mit psychi-
schen Störungen in Großbritannien

- nur zu 24Prozent erwerbstätig sind
- ein dreifach erhöhtes Risiko aufweisen, erheblich verschuldet 

zu sein
- ebenso ein dreifach erhöhtes Risiko haben, geschieden zu wer-

den
- häufig Mietrückstände haben und in Gefahr stehen, ihre Woh-

nung zu verlieren
Zu jenen Patienten, die in Kontakt mit gemeindepsychiatrischen 

Institutionen stehen, wird im Bericht festgehalten, dass 40% aus-
schließlich Kontakte zu anderen Patienten und Betreuern haben, 
ein Viertel sich fast jeglicher Aktivität in der Gemeinde enthält und 
sich mehr als 80 Prozent der Betroffenen gleichzeitig isoliert füh-
len, dabei fällt die Situation junger Menschen aus ethnischen Min-
derheiten besonders negativ aus. Der Zugang zu Wohnungen, zum 
Sozial- und Rechtssystem gilt für diese Patienten als weitgehend 
verschlossen.“

Wie diese häufig aus der Verschränkung von sozialer Benach-
teiligung und individuellen Beeinträchtigungen resultierenden Ex-
klusionssituationen mit Blick auf den Anbieterversorgungsmarkt 
gesetzgeberisch gehandhabt werden (sollen), erleben wir gegen-
wärtig bei der Diskussion des Bundesteilhabegesetzes.

Mindestens sprachlich werden in den meisten Fachtexten im-
mer noch Frauen, Lesben, Schwule, Bisexuelle, Transgender- und 
transsexuelle Menschen ausgeschlossen.

Wahrnehmbare Differenzen, die nicht benannt werden, werden 
in der Regel auch nicht bedacht und somit auch nicht thematisiert. 

Psyche (griechisch Seele)
Langjährig psychisch Kranke müssen immer damit zurechtkom-

Einleitung:
Das NRW-Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter erstellt seit 2015 einen Landespsychiatrieplan und hat 
dazu mehrere Unterausschüsse und begleitende Arbeitsgruppen eingerichtet. Von den 14 psychiatrieerfahrenen Mitgliedern der 
regionalen Besuchskommissionen in NRW sind 6, z.T. in anderer Funktion , z.B. Matthias Seibt für den LVPE NRW Mitglied in 
Unterausschüssen oder Arbeitsgruppen. 
Ich bin im Unterausschuss „Patientenorientierte, sektorübergreifende Behandlung - Klinik und ambulanter Sektor“ und im Unter-
ausschuss „Kinder- und Jugendpsychiatrie“. Im Unterausschuss Sektorübergreifende Behandlung ist außer mir ein Betroffener von 
der Deutschen Gesellschaft für Bipolare Störungen, und je ein Mensch vom Sozialverband Deutschland und vom BFCK NRW.
Dort sind weiterhin beispielweise vertreten: die Wohlfahrtsverbände für den Trägerbereich der Eingliederungshilfe, alle Gremien 
der ärztlichen und psychotherapeutischen Selbstverwaltung, die Deutsche Krankenhausgesellschaft.
Es gibt außerdem diverse Klinische PsychiaterInnen, den Leiter eines Sozialpsychiatrischen Dienstes und drei Krankenkassenver-
treter.
Da ich leider häufig die Erfahrung mache, dass die Schilderungen von Betroffenen bei Profis nicht sehr verschlagen - warum auch 
immer - und es nur wenigen gelingt, diese Erfahrungen von Betroffenen in ihrem beruflichen Handlungsfeld zu berücksichtigen, 
habe ich mit Studien und AutorInnen argumentiert, die Profis eigentlich kennen könnten.

Elisabeth Scheunemann.

Kritik am bio-psycho-sozialen Modell
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men, dass in ihrem Leben viel kaputt gegangen ist, ihr Leben ist 
von Verlusterfahrungen geprägt und manchmal auch bestimmt.
Ich habe bis auf ganz wenige Ausnahmen nie erlebt, dass Verlust- 
und Versagenserfahrungen wie sie die oben beschriebenen Exklu-
sionen immer mit sich bringen, von Profis im Versorgungssystem 
zur Sprache gebracht wurden und PatientInnen so Hilfe für die 
Bewältigung bekommen konnten.

Asmus Finzen hat 2009 in einem Vortrag vor Angehörigen über die 
Beeinträchtigungen gesprochen, mit denen psychisch Kranke und 
die, die mit ihnen leben, zurechtkommen müssen.
Warum werden unsere Kranken eigentlich wieder gesund? 
– Wenn nicht, warum nicht, und was kann man dagegen tun?  
(http://www.finzen.de/pdf-dateien/warum_wieder_gesund.pdf) 

„Es würde niemand auf die Idee kommen, jemand nach einer 
Beinamputation mit Aufgaben belasten zu wollen, für die man zwei 
funktionierende Beine braucht. .. Gerade im Bereich des Psychi-
schen ist das ja alles nicht fassbar. Die psychische Verletzlichkeit 
ist nicht messbar, ist schon gar nicht sichtbar. Die Einschränkung 
der Willenskraft ist nicht sichtbar und auch das, was Sie erleben, ist 
nicht messbar, auch viele andere Dinge nicht, die sich nicht als un-
mittelbar sichtbare psychiatrische Symptome niederschlagen. Das 
sind ja gar nicht diese Symptome, Halluzinationen und so weiter, 
die die wirklichen Krankheitssymptome sind, die die Behinderung 
ausmachen, sondern es sind die <kleineren Veränderungen<, die 
Einschränkung der Willensfähigkeit, die Verletzlichkeit gegenüber 
äußeren Situationen, die Verhinderung der Antriebskraft und Ähn-
liches mehr. Das sind alles Dinge, die wir nicht mit Medikamenten 
behandeln können.“

Es ist nicht so, dass es keine methodischen Ansätze gäbe, um 
die seelische Befindlichkeit von Menschen mit den genannten 
Beeinträchtigungen zu verbessern, die Mehrzahl der Menschen 
mit psychischen Beeinträchtigungen bekommen solche Angebote 
nicht, vor allem keinen Beistand von Professionellen, die an sie 
glauben und mit denen sie in kleinen Schritten über die Zeit (wie-
der) Handlungsfähigkeit entwickeln können. (Verlorengegangene) 
Fähigkeiten muss man sich durch stetes Üben (wieder) aneignen 
und darf sich durch Rückschläge nicht entmutigen lassen.

Richter beschreibt in dem o.g. Aufsatz in der Kerbe die Ele-
mente eines neuen Werkzeugkastens für die Sozialpsychiatrie. Ich 
habe gezögert, sie hier anzuführen, weil die genannten Elemente 
auch heute, 6 Jahre später noch lange nicht so entwickelt sind, dass 
sie im Versorgungssystem handhabbar sind. Ich zitiere trotzdem,  
1. weil sie unter dem Aspekt formuliert sind, NutzerInnen hand-
lungsfähig zu machen. Handlungsfähigkeit zu erlagen, ist eine 
Zielperspektive, die AdressatInnen des Versorgungssystems bis-
her meist nicht erlebt haben, für die man sie aber sicher gewinnen 
könnte.
2. Ich habe die Ziele und Methoden wie eine Matrix gelesen, die 
ein anderes Koordinatensystem aufscheinen lässt als dasjenige, 
das ich bisher im Versorgungssystem wahrnehme.

Immer nur mehr vom Selben tut auch dem Versorgungssystem 
nicht gut.

„Der Werkzeugkasten für diese notwendige Neuausrichtung der 
Sozialpsychiatrie ist im angelsächsischen Raum prinzipiell vor-
handen: Recovery, Empowerment, Soziale Inklusion, Motivatio-
nal Interviewing, Coaching. In einer aktuellen Literaturanalyse ist 
die nachfolgende Ziel- und Methodenauswahl zusammenfassend 
formuliert worden (Richter, Schwarze und Hahn 2010): Nutzerin-
nen und Nutzer müssen in die Lage versetzt werden, sich selbst 
als Handlungszentrum ihres eigenen Lebens zu sehen (<Empo-

werment); sie müssen in die Lage versetzt werden, aktiv soziale 
Beziehungen im weitesten Sinne aufzubauen (<Soziale Inklusion); 
Grundlage hierfür ist Vertrauen und Hoffnung auf die Besserung 
der Lebenssituation (>Recovery); Barrieren wie Motivationslosig-
keit, Ambivalenzen und Widerstände müssen bearbeitet werden 
(>Motivational Interviewing); Professionelle können die Nutze-
rinnen und Nutzer auf diesem Weg beraten, begleiten und unter-
stützen (>Coaching) (S.10)“

Biologistische Grundierung des gegenwärtigen Behandlungs-
modells
Das bio im bio-psycho-sozialen Modell erscheint vor allem als 
Verschreibung von Medikamenten, in der Regel verknüpft mit den 
Erwartungen von Professionellen in allen Bereichen des Versor-
gungssystems , dass Menschen mit psychischen Beeinträchtigun-
gen sie möglichst klaglos nehmen. Widerständiges Verhalten zur 
Medikamenteneinnahme stellt erhebliche zusätzliche Anforderun-
gen an die Handelnden im Versorgungssystem. Viele AkteurInnen 
fühlen sich damit überfordert.

Bei PsychosepatientInnen wird immer wieder beklagt, dass sie 
Medikamente wegen der erlebten Nebenwirkungen absetzen.

 Die Nebenwirkungen sind ja bekannt. Ich habe inzwischen den 
Eindruck gewonnen: die VerschreiberInnen sprechen im Rahmen 
der verbindlichen Aufklärung mit PatientInnen nicht gerne darü-
ber, dass solche Medikamente nicht wirken(können) vergleichbar 
z. B. Antibiotika bei sachgemäßem Einsatz.

Völlig außen vor bleibt auch bei der Überprüfung, ob die erhoff-
ten Wirkungen eintreten, dass 70-80% Non-Responder sind. Diese 
Zahlen habe ich bei Finzen für SchizophreniepatientInnen und bei 
Holsboer identisch für Depressive gefunden.

Ich habe mir die Elemente eines für psychisch beeinträchtigte 
Menschen geschaffenen Versorgungssystems mal wie die Elemen-
te eines Mobiles vorgestellt.

Bleibt man in diesem Bild, sorgt Medikamentierung für eine 
starke Unwucht im System.

Zum biologischen Bereich des bio-psychosozialen Modells 
gehört für mich auch folgende Erfahrung: In Kliniken wird im-
mer auch sportliche Betätigung angeboten. Ich habe bis auf eine 
einzige Ausnahme bei meinen Klinikaufenthalten nie erlebt, dass 
PatientInnen konkrete Hilfestellungen an die Hand gegeben wur-
den, wie sie Sport auch nach dem Klinikaufenthalt zur seelischen 
Stabilisierung weiter betreiben können.

Ich denke, wenn ich den Stellenwert von Medikamentierung im 
Versorgungssystem betrachte –Medikamentierung wird realiter 
meistens wie eine unverzichtbare Schlüsselfunktion gehandhabt 
- seit langem an einen ein Witz, der, wie ich später gelesen habe, 
angeblich von Watzlawik stammen soll:

Steht ein Mann morgens gegen vier auf einer Straße unter einer 
Straßenlaterne und hantiert mit einem Haustürschlüssel, als wenn 
er aufschließen wollte. Weit und breit ist aber kein Haus.

Kommt ein Polizist vorbei, betrachtet sein Handeln und fragt 
ihn: „Was machen Sie da? Hier ist doch gar kein Haus.“ „Nein“, 
antwortet der Mann, „aber hier ist Licht.“

Elisabeth Scheunemann
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Trotz stetig steigendem Konsum von Psychopharmaka, konti-
nuierlicher Zunahme von Krankschreibungen und Berentungen 
aufgrund psychiatrischer Diagnose, und der Tatsache, dass im-
mer Menschen in dauerhafter Abhängigkeit vom Versorgungs-
system leben, wird uns eingeredet, Psychiatrie sei gut und hilf-
reich für die Menschen. Im Rahmen von Anti-Stigma-Kam-
pagnen soll uns die Scheu vor psychiatrischer Diagnose und 
Behandlung genommen werden. Wieder und wieder werden 
wir mit Zahlen konfrontiert, laut denen jeder Dritte im Laufe 
seines Lebens „psychisch erkrankt“. Dass nur ein Bruchteil 
dieser Menschen psychiatrische Behandlung erhält, wird uns 
gar als Missstand dargestellt. Vordergründig scheinen die Anti-
Stigma-Kampagnen das Ziel zu haben, Vorurteile abzubauen 
und die „Menschen mit psychischen Erkrankungen“ besser in 
die Gesellschaft zu integrieren. In dieser Hinsicht sind solche 
Kampagnen jedoch relativ wirkungslos. Wir können allerdings 
beobachten, dass diese Kampagnen sehr wohl eine Wirkung ha-
ben. Ähnlich wie bei der Psycho-Edukation geht es nämlich vor 
allem darum, das Modell der „psychischen Erkrankungen“ fest 
in unseren Köpfen zu verankern. So sprechen Psychiater auch 
gerne von der „Entstigmatisierung der psychischen Erkrankun-
gen“. Die Fokussierung auf biologische Ursachen seelischer 
Ausnahme- und Leidenszustände und deren Propagierung als 
„Krankheiten“ führt in der Bevölkerung jedoch zu einer stär-
keren Ablehnung der Betroffenen. Das betrifft insbesondere die 
Menschen, denen der Stempel „Schizophrenie“ aufgedrückt 
wurde. Eine Arbeitsgruppe um Georg Schomerus von der Uni-
versitätsmedizin Greifswald kam 2014 zu diesem Ergebnis. Die 
Furcht vor den Betroffenen nahm zu, während positive Reakti-
onen wie Mitleid und Hilfsbereitschaft abnahmen. „Vor allem 
aber stieg das Bedürfnis nach sozialer Distanz deutlich: Wäh-
rend es 1990 20 Prozent ablehnten, mit einer an Schizophrenie 
erkrankten Person zusammenzuarbeiten, waren es 2011 schon 
31 Prozent.“ schreibt das Ärzteblatt in einem Bericht1. Der An-
teil derjenigen, die es ablehnten, jemanden mit „Schizophrenie“ 
einem Freund vorzustellen, sei in diesem Zeitraum von 39 auf 
53 Prozent gestiegen. Dies geht einher mit der Zunahme von 
biologischen und der Abnahme von psychosozialen Ursachen-
vorstellungen. „Aufklärung und Wissen ändern offenbar nichts 
am Problem der Stigmatisierung. Bei der Schizophrenie gibt es 
sogar Hinweise, dass eine einseitige Betonung biologischer Pro-
zesse bei der Darstellung dieser Krankheit in den Medien oder 
durch Wissenschaftler den Betroffenen schadet. Wir konnten 
zeigen, dass durch ein rein biologisches Krankheitsverständnis 
eine vermeintliche Andersartigkeit der Betroffenen betont wird 
und dadurch die Ablehnung steigt“ wird die Arbeitsgruppe aus 
Greifswald zitiert. Dass die Öffentlichkeit mehr über „psychi-
sche Krankheiten“ weiß und einer psychiatrischen Behandlung 
gegenüber aufgeschlossener ist, wertet Studienleiter Georg 
Schomerus als positive Entwicklung2. Diese Entwicklung führt 
jedoch dazu, dass sich immer mehr Menschen in Behandlung 
begeben und sich eine „psychische Erkrankung“ diagnostizie-
ren lassen3. Wem das nützt und wer davon dann profitiert, steht 
auf einem anderen Blatt... Wenig beachtet wird darüberhinaus, 
dass Psychiater keinesfalls frei sind von negativen Einstellun-
gen gegenüber den Menschen, welche sie diagnostizieren. Eine 
Aufklärung der Bevölkerung durch Psychiater kann nicht mehr 

„Wissen“ vermitteln, als Psychiater selbst haben. „Selbst wenn 
Antistigmakampagnen es also schaffen würden, die gesamte Be-
völkerung so umfassend aufzuklären, dass alle den Wissenstand 
psychiatrischer Fachärzte erreichen, wären Stigma und soziale 
Diskriminierung von psychisch Kranken nicht ausgeräumt, son-
dern in manchen Aspekten vielleicht sogar verstärkt“, schrieb 
Stefan Priebe 2005 in der Zeitschrift „Psychiatrische Praxis“4. Er 
weist darauf hin, dass ein Teil der Kampagnen von der Pharma-
industrie finanziert wird, und fragt: „Geht es hier vielleicht eher 
darum, dass möglichst vielen Menschen verständlich gemacht 
wird, sie sollten Pharmaka zur Behandlung ihrer psychischen 
Störungen einnehmen, als um eine Überwindung von Stigma 
zur Förderung der sozialen Integration?“

Wir sehen also, dass die biologische und pathologisierende Sicht 
auf psychische Probleme nicht nur den Fokus auf pharmakolo-
gische Behandlung lenkt, sondern auch zu verstärkter Stigmati-
sierung führt. Meiner Meinung nach fußt dieses Übel auf der als 
Tatsache behaupteten Annahme, dass Geisteskrankheit - oder 
„psychische Erkrankung“ - real existiert und nicht lediglich eine 
Zuschreibung durch die Gesellschaft ist. Abweichendes und stö-
rendes Verhalten oder auch psychische Probleme sozialer Natur 
werden mit dem Stigma „psychisch krank“ belegt. Mit der viel-
gerühmten Psychiatrie-Enquete und den Reformen, die ihr folg-
ten, konnte die moderne Psychiatrie ihren Durchbruch feiern: 
Vor gut 40 Jahren wurde dort die Gleichstellung von Menschen 
mit psychiatrischen Diagnosen mit körperlich Kranken festge-
schrieben. Das Erscheinungsbild der Psychiatrie wurde äußer-
lich dem der Medizin angepasst und es wurde der Möglichkeit 
Rechnung getragen, Psychopharmaka ambulant zu verabrei-
chen5. Vor diesem Hintergrund bekommt der Slogan „ambulant 
vor stationär“ einen fiesen Beigeschmack. Schon gut zehn Jahre 
nach der Enquete konnte festgestellt werden, dass mit dem Aus-
bau der gemeindenahen Psychiatrie auch die Zahl der Zwangs-
einweisungen anstieg. Dieser Trend hat sich bis heute nahezu 
ungebrochen fortgesetzt. Der Schutz der Menschen- und Bür-
gerrechte von Menschen mit psychiatrischen Diagnosen steht 
nicht auf der Agenda der Psychiatrie6. Das angebliche „Recht 
auf Behandlung“ wird oftmals über die Grundrechte gestellt 
und dann auch durchgesetzt – immer wieder ohne Zustimmung 
der Patienten oder gar gegen deren Willen. Wenn die Bekämp-
fung einer angeblichen Krankheit im Vordergrund steht, tritt die 
Person in den Hintergrund, der diese Krankheit zugeschrieben 
wird. Das biologistische Dogma der „psychischen Krankheiten“ 
führt weiterhin zu Zwang und Gewalt, zu Erpressung und Lü-
gen. Belogen werden nicht nur die Patienten und ihre Angehöri-
gen, belogen werden wir alle.

In George Orwells Roman „1984“ wird die Bevölkerung nicht 
nur durch allgegenwärtige Überwachung kontrolliert, sondern 
vor allem durch Propaganda, gezielte Veränderung der Sprache 
und Gedankenverbote. Die drei Wahlsprüche der Partei sind 
allgegenwärtig: „Krieg ist Frieden“ , „Freiheit ist Sklaverei“ 
, „Unwissenheit ist Stärke“. Diese „Wahrheiten“ dürfen nicht 
hinterfragt oder in Frage gestellt werden. Eine Diskussion hier-
über ist nicht möglich. Auch die Psychiatrie beeinflusst unser 
Denken durch Behauptungen, die zwar durch nichts bewiesen 

‚Hilfe‘, ‚Schutz‘ und ‚Anti-Stigma‘ – Propaganda und Neusprech in der Psychiatrie 
(Teil 2) 
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und die oft sogar offensichtlich falsch sind, die uns aber auf-
grund ständiger Wiederholung als allgemeingültige Wahrheiten 
präsent sind. Die angebliche „Tatsache der psychischen Krank-
heiten“ ist die Prämisse, auf die sich die anderen Wahlsprüche 
stützen, die wir tagtäglich zu hören und zu lesen bekommen. 
„Depression ist eine ernstzunehmende Krankheit“, „Psychosen 
sind behandlungsbedürftig“, „Psychopharmaka machen nicht 
abhängig“, „psychische Krankheiten sind behandelbar - je frü-
her desto besser“ sind nur einige dieser Behauptungen. Ganz 
prominent sind auch die „Störungen im Hirnstoffwechsel“ und 
das „Ungleichgewicht der Botenstoffe“ die als Begründung für 
die „Notwendigkeit medikamentöser Behandlung“ angeführt 

werden. Im Unterschied zu Orwells Dystopie sind abweichende 
Meinungen und Äußerungen in unserer Welt nicht verboten. Sie 
werden im öffentlichen Diskurs allenfalls ignoriert und stehen 
somit einfach nicht zur Debatte. Dennoch sollten wir nicht müde 
werden, die herrschende Lehrmeinung in Frage zu stellen und 
den pathologisierenden Blick auf das Außergewöhnliche anzu-
zweifeln. Dabei geht es nicht darum gehen, Recht zu haben oder 
neue Dogmen zu erschaffen, sondern vor dem Hintergrund un-
serer Erfahrungen neue Wege zu erschließen.

Mirko Ološtiak, August 2016

___________________________________
Fußnoten:

1 http://www.aerzteblatt.de/nachrichten/57914
2 https://idw-online.de/de/news576908
3 http://www.sueddeutsche.de/muenchen/dachau/dachau-wir-entscheiden-nicht-mehr-von-oben-herabueberden-
patienten-1.3085967
4 http://webspace.qmul.ac.uk/spriebe/publications/pub%20by%20year/2005/2005%20-%20Pro%20und
%20Kontra%20Machen%20Antistigmakampagnen%20Sinn.%20For%20and%20Against%20Do%20Anti-Stigma
%20Campaitns%20Make%20Sense.%20Psychiat%20Prax%2032%20218-220%20REAL%20PDF.pdf
5 http://www.antipsychiatrieverlag.de/artikel/reform/pdf/lehmann-40-jahre-enquete.pdf
6 http://www.antipsychiatrieverlag.de/artikel/recht/pdf/lehmann-enquete-apk.pdf

Liebe Leute,

Mirko Olostiak hat im Radio Dreieckland ein neues Interview gesendet, 
siehe http://vielfalter.podspot.de/post/sendung-vom-28-juli-2016.
Download von http://files.feedplace.de/vielfalter/julisendung016.mp3

„Heute mit Prof. Dr. Volkmar Aderhold, der in Deutschland nicht nur die Debatte über Schäden und verkürzte Le-
benserwartung durch Neuroleptika angestoßen hat, sondern hierzulande auch durch Seminare, Fortbildungen und 
Vorträge die Konzepte der Bedürfnisangepassten Behandlung und des Offenen Dialog voranbringen will.“

 Bitte weitersagen.

Danke Mirko! 

Wie weiter LAG PE BW ? - an unsre Leser*innen im Süd-Westen
Die Landes-Arbeits-Gemeinschaft Psychiatrie-Erfahrener liegt brach.

Seit dem18. April 2015, der letzten Mitgliederversammlung, hat sich kaum noch etwas getan. Auch das Protokoll 
von damals liegt immer noch nicht vor. Gibt es kein Interesse mehr an einer psychiatriekritischen Landesorganisati-
on? Oder finden wir - aus welchen Gründen auch immer - einfach nicht zueinander? Lasst uns einen neuen Versuch 
starten und unsam Rande der Jahrestagung zum Austausch treffen! Wer Interesse hat, die LAG wieder zu beleben, 
möge sich doch bitte melden via  lag-pe-bw@gmx.de  oder per Post an 

LAG PE BW c/o Mirko Ološtiak , Postfach 08 52 , 79008 Freiburg
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Landesarbeitsgemeinschaft Psychiatrie - Erfahrener Niedersachsen e.V. (L P E N e.V.)

Die   LPEN    trauert um  Christian Harig !

Christian, unser Vorstandsmitglied, hat den Kampf gegen den Tod verloren.  Unerwartet ist er 
gestern, 12.7., mit 62 Jahren verstorben; er hatte noch so viel vor!
Wir sind geschockt, sehr traurig und vermissen ihn sehr. 
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Rezension

Peter C. Gøtzsche: Tödliche Psychopharmaka und organisiertes Leugnen – Wie Ärzte 
und Pharmaindustrie die Gesundheit der Patienten vorsätzlich aufs Spiel setzen

Der dänische Internist Peter Gøtzsche hat nach „Tödliche 
Medizin und organisierte Kriminalität“ ein neues Buch ge-

schrieben. 2015 erschien es original in englischer Sprache, jetzt 
in deutscher Übersetzung. Es befasst sich mit den Folgen der 
Anwendung schädlicher Psychopharmaka und ihrem fragwür-
digen Nutzen: Jährlich würden in den USA und in Europa über 
eine halbe Million Menschen im Alter von 65 und darüber an 
ihren Folgen sterben, insgesamt stellten die Psychopharmaka 
die dritthäufigste Todesursache dar nach Herzkrankheiten und 
Krebs, in 98% aller Fälle solle man besser auf sie verzichten. 

In seinem mit 18 Kapiteln übersichtlich strukturierten Buch 
greift Gøtzsche die Mainstreampsychiatrie massiv an: Deren 
Anführer seien oft von der Pharmaindustrie gekauft. Diagno-
sen dienten zur Absatzsteigerung von Psychopharmaka. Neu-
ere Antidepressiva vom Typ der Serotonin-Wiederaufnahme-
hemmer wären toxisch, wirkten nicht besser als Placebos, oft 
suizidal und homizidal (das heißt, sie fördern auch die Tötung 
anderer Menschen), Wirksamkeitsstudien seien in betrügeri-
scher Art manipuliert und gefälscht. ADHS sei keine Krankheit, 
sondern lediglich die Medizinalisierung sich störend verhalten-

der Kinder; ADHS-Medikamente seien gefährlich und sollten 
vom Markt genommen werden. Neuere Neuroleptika wären 
nicht minder schlecht als ältere, manchmal noch schlimmer und 
mitursächlich für die hohen Todeszahlen; die Chance zu gene-
sen sei ohne Psychopharmaka besser als mit. Die Absatzzahlen 
von Psychopharmaka bei der Diagnose „bipolar“ explodierten 
in manchen Staaten. Anti-Demenz-Medikamente seien nutzlos, 
dafür gesundheitsschädlich. Elektroschocks seien primitiv, un-
spezifisch, schädlich für das Gehirn. Bei psychischen Proble-
men sei Zuwendung hilfreich, Psychotherapie, Bewegung usw. 
Psychopharmaka würden nur zu körperlichen Störungen führen 
und abhängig machen, insbesondere Benzodiazepine und Anti-
depressiva. Bestechung und illegale Vermarktung seien mitver-
antwortlich für die Arzneimittelepidemie. Zwangsbehandlung 
müsse verboten werden, wie sich dies auch aus der UN-Kon-
vention über die Rechte der Menschen von Behinderungen er-
gebe. 

Den Schluss des Buches bilden Ratschläge für Patienten und 
Ärzte, wie sie zu einer besseren und menschlicheren Psychiatrie 
beitragen könnten. Eingangs wies ich darauf hin, dass es sich 
um eine Übersetzung ins Deutsche handelt. Also beziehen sich 
die meisten Aussagen auf Vorgänge im englischen Sprachraum; 
an sich kein Problem, Zyprexa wirkt dort nicht minder schäd-
lich wie hierzulande. Unangenehm fällt lediglich auf, dass als 
Informationsquellen am Ende des Buches bis auf eine Ausnah-
me lediglich englischsprachige Webseiten genannt werden. Hier 
wäre etwas Sorgfalt von Seiten des Verlags angebracht gewe-
sen. Spätestens in einer zweiten Auflage sollte dieser Mangel 
beseitigt werden. 

Fazit: Ein ausgesprochen empfehlenswertes Buch. Gøtzsche 
nennt die Psychopharmaka, Psychiater und Pharmafirmen beim 
Namen, all seine Aussagen belegt er sorgfältig. Wer kritische 
und fundierte Informationen sucht zu Psychopharmaka, wird in 
diesem Buch fündig. Als Ergebnis der Lektüre habe ich Peter 
Gøtzsche eingeladen, an einem Symposium über Maßnahmen 
gegen die katastrophale Frühsterblichkeit psychiatrischer Pa-
tienten teilzunehmen, das ich gemeinsam mit Salam Gómez, 
dem Co-Vorsitzenden des Weltnetzwerks von Psychiatriebetrof-
fenen, bei der Konferenz des psychiatrischen Weltverbands im 
November 2017 in Berlin anbieten will. Ich freue mich, dass 
Peter Gøtzsche seine Teilnahme spontan zugesagt hat, und hof-
fe, dass es der Pharmamafia und ihren Mitläufern nicht gelingt, 
unser Symposium zu verhindern. 

Kartoniert, 431 Seiten plus 8 Seiten mit farbigen Hochglanz-
fotos, ISBN 978-3-86883-756-8. München: Riva Verlag 2016.  
€ 24.99

Peter Lehmann
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Persönlicher Tätigkeitsbericht und Bewerbung.

Wie auch schon in den Vorjahren lag 
mein Arbeitsschwerpunkt vorrangig im 
Bereich der Interessenvertretung.
Im Berichtszeitraum von Oktober 2015 
bis Oktober 2016 habe ich den BPE ver-
treten:
o Im Inklusionsbeirat der Behinderten-

beauftragten den Bundesregierung :
Am 04.12.2015, am 24.02.2016, 
am 31.05. 2016. a, 26.07. 2016, am 
02.09.2016, sowie im Fachausschuss 
Freiheitsrechte, jeweils im Kleist-
haus in Berlin.

o zum Bundesteilhabegesetz:
Beim Fachgespräch der Behinder-
tenbeauftragten zum Arbeitsent-
wurf am 20.01.16 und zum Refe-
rentenentwurf am 08.03.16. Zu den 
3 Entwürfen gab es jeweils eine 
mehrstündige Telefonkonferenz der 

DBR-Verbande am 22.03., am 02.05. 
und am 06.07.16 Ich habe eine Stel-
lungnahme für den BPE zum Refe-
rentenentwurf geschrieben, an der 
Verbändeanhörung am 24.05.16 
sowie am Fachtag der SPD-Bundes-
tagsfraktion am 30.05.16 jeweils in 
Berlin teilgenommen.

o beim Kontaktgespräch Psychiatrie:
am 21.10.15 in Bremen und am 
11.04.16 in Stuttgart, wo es u.A. um 
die Themen Zwangsmaßnahmen 
und Gedenkveranstaltung in Berlin 
ging.

o beim Forschungsbeirat des Bundes-
justizministeriums zum Betreuungs-
recht.
Am 21.01.16 und am 12.04.16 in 
Berlin

o bei der Liga der Selbstvertretungsor-
ganisationen:
bei der Gründungsversammlung, so-
wie 2 Mitgliederversammlungen und 
beim parlamentarischen Frühstück 
am 13.04.16 zum Thema Bundes-

Bewerbungen zum Geschäftsführenden Vorstand

Zum Redaktionsschluss lagen nur die nachfolgenden Bewerbungen zum Geschäftsführenden Vorstand vor.

Es hat sich bewährt, dass Interessent/inn/en an der Vorstandsarbeit vorher hospitieren. Das bedeutet die Teilnahme 
am Mailverkehr, an den monatlichen Telefonkonferenzen und an den alle 3 Monate statt findenden Vorstandssit-
zungen.
Telefonkonferenzen sind freitags um 17.00 Uhr. 

Die nächste Vorstandssitzung ist Do, Fr vor der Jahrestagung in Kassel. 

Interessent/inn/en melden sich unter Vorstand@bpe-online.de
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Liebe Freunde*Innen im BPE,

Mein Name ist Vicky pullen aus Bonn, 
Jahrgang 1958 und bewerbe mich für den 
Geschäftsführenden Vorstand.

Ich bin seit 1976 in der Selbsthilfe tätig 
(AG SPAK, Anonyme und freie Selbst-
hilfegruppen, seit ca. 2001 im BPE). Ich 
habe 34 Jahre als Buchhändlerin gearbei-
tet, war dort im Betriebsrat und bin im-
mer noch in der Gewerkschaft. 

Die exakte Wissenschaft der Psychiatrie 
hat mir über die Jahre/Einrichtungen ca. 
10 versch. Diagnosen geschenkt und in 
der Folge durfte ich 56 psychotrope Sub-
stanzen ausprobieren. Da keine davon 
mich qualitativ überzeugt hat, habe ich 

lieber an mir gearbeitet und lebe heu-
te meist mehr oder manchmal weniger 
glücklich, aber mit hoher Lebensqualität, 
ohne Psychopharmaka.  

Ich habe immer wieder versch. Selbst-
hilfegruppen gegründet und geleitet. Ich 
war auch in der Organisationsebene bei 
12-Schritte Gruppen tätig im deutsch-
sprachigen Raum und auf Weltebene. Ich 
bin sehr für Gespräche und Vernetzung, 
z. B. mit Psychiatrie Erfahrenen auf in 
europäischen und weltweit. Aber ich fin-
de es auch gut, mit anderen – vielleicht 
nicht so Psychiatrie-kritischen - Organi-
sationen und Verbänden, eine Ebene von 
Austausch und Information anzustreben. 
Ich bin sehr aktiv im Bereich der Be-
suchskommissionen und des PsychKGs 

seit 12 Jahren. Mich stört v.a. die Willkür-
lichkeit bei Zwangsunterbringungen und 
Zwangsmaßnahmen und auch wie ge-
plant ist, mit unseren Daten umzugehen 
mit der elektronischen Gesundheitskarte 
und der Telematik Infrastruktur, bzw. wie 
schlecht schon jetzt der Datenschutz ist. 
Für diese und andere wichtige Themen 
möchte ich mich einsetzen.

Vicky pullen

P.S. Wegen Foto. Sorry, gibt’s nicht von 
mir, aus diversen Gründen, nicht zuletzt, 
weil meine Krankenkasse auch keins von 
mir bekommen hat. Stellt Euch einfach 
eine grauhaarige, nicht allzu große, nicht 
untergewichtige Frau mit Brille vor. 

Bewerbung für den Geschäftsführenden Vorstand

gleichstellungsgesetz, zu dem alle 
behinderten-politischen Sprecherin-
nen und –sprecher der Bundestags-
fraktionen gekommen waren.

o bei der DGSP:
bei einem Expertenworkshop 
zum Thema Psychopharmaka, am 
26.10.15 in Köln, sowie bei der Jah-
restagung in Trier, wo ich eine Work-
shop zum Thema Beschwerdestellen 
angeboten habe.

o im Beirat der Paritäten zum inklusi-
ven Wohnen:
am 19.04.16 in Berlin

o beim Bundesverband der Berufsbe-
treuer:
Beim Qualitätsbeirat am 05.15.15 in 
Hamburg und am 11.06. 16 in Ber-
lin, sowie bei der Jahrestagung vom 
21. bis 23. 04.16 in Bad Kissingen, 
wo ich u.a. wo ich ein Impulsreferat 
zum Thema Zwangsbehandlung ge-
halten habe.

o Bei der DGPPN:
Beim DGPPN-Kongress vom 26.11. 
bis 28.11.15. wo ich beim Trialogfo-
rum und bei 2 weiteren Sympossien 
jeweils ein Impulsreferat gehalten 
habe und zudem Dienst am BPE-
Infostand gemacht habe, an den 
Beiratssitzungen am 02.12.15 und 
am 20.05.16, jeweils in Berlin. Des 

Weiteren arbeite ich seit mehreren 
Jahren in der in der S3-Leitlinien-
kommission Schizophrenie mit, wo 
die Arbeit fast 2 Jahre brach lag, nun 
aber wieder Fahrt aufgenommen hat, 
sowie in der S3-Leitlinienkommissi-
on „Vermeidung von Zwangsmaß-
nahmen bei aggressiven Verhalten“, 
wo nach anfänglichen Kommunika-
tionsproblemen am 07.07.16 endlich 
ein Treffen der Expertenkommission 
in Berlin stattgefunden hat, wo eini-
ge Ungereimtheiten geklärt werden 
konnten.

o Bei der Herbsttagung der Bundesdi-
rektorenkonferenz:
am 29./30. 10.15 in Günzburg, wo 
ich an einer Podiumsdiskussion zum 
Thema Vernetzung ambulanter und 
stationärer Hilfen teilgenommen 
habe.

o Bei der Abschlussveranstaltung der 
Evaluation des Aqua-Institutes zur 
integrierten Versorgung:
am 16.03.16 in Berlin als Mitglied 
einer Podiumsdiskussion.

o Beim Fachtag zum Landespsychia-
trieplan NRW:
am 25.02.16, wo ich eine Vortrag 
zum Thema Selbsthilfe gehalten 
habe.
Des Weiteren hatte ich am 01.03.16 
ein Interview mit einem Forschungs-

institut  zum Landespsychiatrieplan 
im Kreishaus Herford.

o Bei der Verbändekonsultation des 
Instituts für Menschenrechte am 08-
06.16 in Berlin

o Beim Aktionsbündnis Seelische 
Gesundheit bei den Steuerungs-
gruppensitzungen am 18.04.16 und 
12.09.16, sowie bei etlichen e-mail-
Abstimmungen.

o Beim Bundesnetzwerk unabhängige 
Beschwerdestellen Psychiatrie, bei 
den Netzwerktreffen am 03.12.15 
in Berlin und am 09.06.16 in Braun-
schweig

o Bei der Gedenkveranstaltung für 
die Opfer von Patientenmord und 
Zwangssterilisation in der NS-Zeit, 
die ich seit 2007 in der Tiergartenstr. 
4 in Berlin organisiere. Und die in 
diesem Jahr am 03.09.16 stattfindet.

Ich wäre bereit noch einmal für den 
geschäftsführenden Vorstand zu kan-
didieren, würde mir aber wünschen, 
dass sich Vorstandskolleginnen oder 
–kollegen finden, die bereit sind mir 
ein paar dieser Auswärtstermine abzu-
nehmen.

Eure Ruth Fricke
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Liebe Mitglieder,

ich bin seit 13 Jahren in der Selbsthilfe 
aktiv. Angefangen mit der Gründung einer 
Selbsthilfegruppe, ging es über verschiede-
ne Netzwerke und Teams weiter, später war 
ich im LPE NRW Vorstand die treibende 
Kraft beim Aufbau und Erhalt der Anlauf-
stelle Rheinland in Köln. Dort habe ich eine 
hauptamtliche Stelle. Auf Landesebene 
vertreten wir erfolgreich unsere politischen 
Interessen.

Seit 2 Jahren bin ich im Vorstand des Bun-
desverbandes. Hauptsächlich übernehme 
ich für den BPE:
--BPE Erstkontakt und Beratung am Montag 
+ Donnerstag;
--durch die regelmäßige Anwesenheit in 
Bochum bin ich in gutem Kontakt mit der 
BPE Geschäftsstelle;
--Schaffung und Begleitung eines Minijobs 

zur Präsenz in den Neuen Medien: der BPE 
hat einen eigenen Twitter und Google+ Ac-
count den ihr hier findet
Twitter: @bpe_online
Googleplus: 
+Bundesverband Psychiatrie-Erfahrener e.V.
--erfolgreiche Projekte „Krisenbegleitung 
in der Sebsthilfe“;
--“Psychopharmaka selbständig dosieren + 
Ver-rücktheiten steuern“.

Kommissarisch hatte ich in den letzten Jah-
ren Einiges übernommen und getan. Wir or-
ganisierten vieles in Bochum neu. Das geht 
natürlich nicht allein:

Ich bin sehr froh und dankbar, schon seit län-
gerem in einem starken und stabilen Team 
wie dem Bundesvorstand und seinen Mitar-
beitern sein zu dürfen und würde gerne an 
die bisherigen Tätigkeiten anknüpfen.

Ich würde mich freuen, wenn mir die 
BPE Mitglieder auch 2016 Ihr Vertrauen 
schenken! 

Martin Lindheimer

Tätigkeitsbericht in Stichworten sowie derzeitige Gedan-
ken zur Kandidatur für den Vorstand 

Als Vorstandsmitglied des BPE habe ich 
an Vorstandssitzungen, an Telefonkonfe-
renzen sowie am Mail-Austausch über 
den Vorstandsverteiler teilgenommen. 
Eine meiner Aufgaben ist die Vorberei-
tung und Organisation der Jahrestagung. 
Für den BPE bin ich als Psychiatrie-Er-
fahrener im Erweiterten Vorstand des 
Dachverband Gemeindepsychiatrie, und 
war auch dort an den Sitzungen betei-
ligt. Desweiteren Teilnahme an Tagun-
gen: SubjektiveSeite der Schizophrenie 
(Hamburg), Jahrestagung der APK (Ber-
lin), Jahrestagung des Dachverband Ge-
meindepsychiatrie (Köln), Teilnahme an 
Diskussionsveranstaltungen, Kontakte zu 
Journalisten, Verfassen von Artikeln und 
Texten.

Darüber hinaus - d.h. unabhängig vom 
BPE - Mitarbeit  beim Verein für Au-
ßerStationäre Krisenbegleitung  (ASK! 
e.V.) in Freiburg und Teilnahme an einer 
Fortbildung zum Offenen Dialog  von 
Volkmar Aderhold. Bei Radio Dreyeck-
land mache ich eine Radiosendung, 
die  jeden 4. und letzten Donnerstag im 
Monat im Raum Freiburg ‚on Air‘ so-
wie weltweit im Netz auf www.rdl.de   
zu hören ist. Einen Großteil der Bei-
träge und Sendungen finden sich auf  
http://vielfakter.podspot.de oder auch auf 
dem Austauschportal der Freien Radios 
www.freie-radios.net. Während ich auf 
meine Texte und auf die Radiosendun-
gen immer wieder positive Resonanz 
bekomme, fühle ich mit meiner Arbeit 
im BPE-Vorstand zunehmend unwohl. 
Das hat sowohl persönliche als auch zwi-
schenmenschliche Gründe. Vor allem die 
Kommunikation untereinander macht 
mir zu schaffen. Immer wieder wurden 
Entscheidungen getroffen, bei denen ich 
so, wie sie getroffen wurden, nicht mit-
gehen kann. Als Vorstandsmitglied soll 
ich Mehrheitsbeschlüsse im Namen des 
BPE nach außen vertreten. Ich hätte mir 
gewünscht, dass wir im Rahmen von Ent-
scheidungsfindung die unterschiedlichen 
Ansichten zur Sprache kommen lassen 

und berücksichtigen, dass wir mögliche 
Alternativen abwägen, und dass wir über 
etwaige Bedenken offen reden können. 
Da ich jedoch erlebe, dass auf mein Be-
dürfnis nach inhaltlicher Diskussion und 
Klärung grundsätzlicher Fragen nicht 
eingegangen wird, sondern dieses von 
einigen lediglich als Störung und als hin-
derlich für ihre Arbeit empfunden wird, 
möchte ich für meine Arbeit einen Rah-
men finden, der meinen Bedürfnissen 
eher entspricht, und werde von daher auf 
eine weitere Kandidatur verzichten.

Ich möchte mich weiterhin einsetzen 
für eine nachhaltige Veränderung im so-
genannten Versorgungssystem, für die 
Durchsetzung der Grund- und Menschen-
rechte auch für Menschen mit psychia-
trischen Diagnosen oder erhöhtem Pfle-
ge- und Betreuungsbedarf. Wesentlich 
sind hier ein menschlicher Umgang und 
gleichwürdige Behandlung - unabhängig 
von Alter, Geschlecht, Leistungsfähigkeit 
oder sozialem Status.

Hier gibt es auch ausserhalb des BPE-
Vorstandes noch mehr als genug zu tun . 

Mirko Ološtiak, 
Freiburg den  7. August 2016
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Seit Februar 2015 leite ich die BPE Geschäftsstelle in Bochum in 
Teilzeit. Ich nahm an allen Sitzungen des geschäftsführenden Vor-
stands in Bochum teil. Zu meinem Aufgabengebiet gehören die Un-
terstützung des geschäftsführenden Vorstandes, Mitgliederverwal-
tung, Bankgeschäfte, Post und Öffentlichkeitsarbeit. Telefonisch bin 
ich donnerstags von 10 bis 13 Uhr zu erreichen. 

Über die Geschäftsstelle läuft der gesamte BPE-Schriftverkehr und 
wird hier entweder sofort bearbeitet oder an die Vorstandsmitglieder 
verteilt. Einzelne Arbeiten des Vorstandes werden an die Geschäfts-
stelle delegiert. Ich bearbeite Neuanträge, Austritte, Adressänderun-
gen und beantworte alle Fragen bezüglich der Mitgliedschaft und der 
Verbandsarbeit, und halte die Mitgliederdatenbank auf dem neusten 
Stand. Die Geschäftsstelle stellt auch Informationen ins Internet und 
beantwortet Presseanfragen, bewirbt Veranstaltungen des BPE und 
kümmert sich mit um eine wirksame Außendarstellung des Verban-
des. Wöchentlich bearbeite ich durchschnittlich 300 Emails und etwa 
50 Briefe. Ich erstelle Etiketten für den Rundbrief und versende ihn 
auch per Email. Außerdem wird in der Geschäftsstelle neues Info-
material erstellt und verteilt. Ferner aktualisiere ich die Daten von 
Selbsthilfegruppen und sammle die Daten von empfehlenswerten 
Anwälten und Psychiatern. 

Der Vorstand hat mich zur Sicherheitsbeauftragten ernannt. Dazu 
habe ich eine eintägige Fortbildung mit dem Thema „Arbeitssicher-
heit“ besucht. Ferner habe ich Thema „Öffentlichkeitsarbeit“ eine 

Fortbildung besucht und einen Bildungsurlaub gemacht. 

Die Aktualisierung der Mitgliederdatenbank hat viel Zeit in An-
spruch genommen. Im Februar wurden 130 Mitglieder, die ihren 
Jahresbeitrag im Vorjahr oder schon länger nicht beglichen habe, ar-
chiviert. Die Mitgliedsbeiträge per Lastschriften konnten in diesem 
Jahr bereits im April eingezogen werden. Im Mai wurden vorab per 
Email Zahlungserinnerungen wegen ausstehender Mitgliedsbeiträge 
verschickt. Die Mahnungen per Brief folgten im Juni. Noch immer 
haben etwa 90 Mitglieder den Jahresbeitrag für dieses Jahr nicht 
überwiesen, obwohl sie das im Januar unaufgefordert hätten tun 
müssen. Das Mahnungswesen verursacht unnötige Ausgaben und 
kostet viel Zeit. Auf der Vorstandssitzung im April in Bochum wurde 
beschlossen, dass diejenigen, die nach der Mahnung ihren Jahresbei-
trag nicht zahlen, zukünftig keine Rundbriefe mehr erhalten, bis der 
offene Betrag beglichen wurde. 

Da Ronald Kaesler vom LPEN leider kürzlich verstorben ist, habe ich 
noch zusätzlich Büroarbeit für die Landesarbeitsgemeinschaft Psych-
iatrie Erfahrener Niedersachsen erledigt. An dieser Stelle möchte ich 
mich auch herzlich bei zwei fleißigen ehrenamtlich tätigen Damen 
und einem Herrn aus der Bochumer Anlaufstelle bedanken, ohne de-
ren Unterstützung die Erstellung von Infomaterial und der Versand 
von Massensendungen nicht so zügig zu schaffen wäre.

Es grüßt Euch herzlich   Anne Murnau

Geschäftsstellenbericht 

Tätigkeitsbericht des BPE für 2015

o Es fanden 9 Telefonkonferenzen des Vorstands und vier Vor-
standssitzungen statt. Der Gesamtvorstand tagte zweimal in 
Kassel.

o In Bochum hat der BPE gemeinsame Büroräume mit dem LPE 
NRW und der Weglaufhaus Initiative Ruhrgebiet. Die Büroflä-
che beträgt 120 qm. 

o Der BPE betreibt eine Geschäftsstelle in Bochum. 
o Der BPE hatte 1 hauptamtliche Angestellte in Teilzeit (50%) 

und etwa 200 ehrenamtliche Mitarbeiter/innen. Diese machten 
im wesentlichen Selbsthilfegruppen über das Bundesgebiet ver-
streut. Einige der Ehrenamtler/innen beschäftigten sich mit in-
haltlichen Themen.

o Im Rahmen einer Förderung der Agentur für Arbeit bemüht sich 
der BPE um die Einstellung einer Teilzeit-Verwaltungskraft für 
den Bereich Buchhaltung/Projekt-management. 

o Montag und Donnerstag fand von 10-13 Uhr telefonische Bera-
tung statt

o Dienstag 10-13 und 14-17 Uhr fand die Psychopharmaka-Bera-
tung statt

o Mittwoch von 11-14 Uhr fand die Beratung zur Krisenbeglei-
tung statt

o Seit über 10 Jahren gestaltet Reinard Wojke die vierteljährig er-
scheinende Verbandszeitung „Rundbrief“. Sie erfreut sich gro-
ßer Beliebtheit und wird auch als pdf-Dokument an zahlreiche 
Leser/innen kostenlos verschickt. Die gedruckte Auflage beträgt 
ca. 1200 Exemplare. Der Rundbrief erscheint seit Verbandsgrün-
dung im Oktober 1992.

o Im Oktober fand wie jedes Jahr eine Tagung in Kassel statt, an 
der sowohl Mitglieder als auch interessierte Bürger teilnahmen. 
Die Teilnehmerzahl betrug 160 Personen. Thema war „Papier ist 
geduldig – Gesetz und Wirklichkeit“.

o Wir veranstalteten in 4 über das Bundesgebiet verteilten Städten 
im Rahmen des Medienprojekts Seminare, die alle erfolgreich 
und gut besucht waren. 

o Wir veranstalteten bundesweit (Osnabrück, Leipzig, Bad Hers-
feld, Bremen) 4 Seminare zur Krisenbegleitung. Alle Bera-
tungen; Tagungen und Seminare waren öffentlich, bis auf die 
Jahrestagung waren alle Angebote für Psychiatrie-Erfahrene 
kostenlos

o Auch in 2015 haben wir weiter für unser wichtigstes politisches 
Ziel gekämpft: Das dauerhafte Verbot der Zwangsbehandlung.

o Wir kämpfen seit einigen Jahren dafür, dass es eine Todesfallsta-
tistik gibt, wie viele Menschen bei ihrem Psychiatrieaufenthalt 
zu Tode kommen und wie viele bis zu zwölf. Monate nach der 
Entlassung. 

o Unsere Selbsthilfepapiere und Flyer haben wir im großen Um-
fang verteilt. 

o Wir haben an vielen Tagungen teilgenommen und dort Infostän-
de gemacht.

o Wir besuchten Fortbildungen, u.a. zur Abrechnung öffentlicher 
Mittel.

o Es fand ein reger Informations- und Erfahrungsaustausch mit 
den  Landesverbänden statt.

o Forensik: Fritz Schuster, unser Mann für die Forensik arbeite-
te unermüdlich um Betroffene zu beraten, sie über ihre Rechte 
aufzuklären und sich für sie bei den jeweiligen Kliniken einzu-
setzen. Er fuhr zu zwei Tagungen. Doris Steenken, Mitglied im 
Forensikausschuss, engagiert sich hier ebenfalls, allerdings vor-
wiegend politisch, indem sie Gespräche mit Politikern führt und 
viele Fachtagungen besucht und dort die Position des BPE e.V. 
vertritt.

Für den Vorstand des BPE Matthias Seibt
Bochum, den 4. April 2016
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Sonntag 02.10.2016,10.00 - 18.00 Uhr in Saarbrücken: Saar-
ländischer Kreativ-Selbsthilfetag. Ort: Malclub-Saar e.V., Al-
tes Casino, Hochstr. 63, 66115 Saarbrücken-Burbach. Gesund-
heitsbezogene Workshops mit interdisziplinären Referentinnen. 
Alternativen zu verordneten Therapien. 10.30 - 12.00 Uhr „Wege 
aus der Grübelfalle“, 13.00 - 15.30 Uhr „Gedichte schreiben hilft“ 
und „Gitarre für die Seele“. Pro Kurs max. 10 Tn., Tagesgebühr 
10 €. 16.00 - 18.00 Uhr: Öffentlicher Info- und Literaturstand mit 
Getränkebar (Eintritt frei). Veranstalter: Selbsthilfe SeelenLaute 
Saar, in Zusammenarbeit mit Büro für Kultur- und Sozialarbeit 
Saar. Anmeldung: Details im Flyer, über selbsthilfe_seelenlaute-
saar@email.de

Montag 10.10.2016,18.00-20.30 Uhr in Völklingen: 5. Seelen-
Laute-Abend - Information und Kultur. Ort: Stadtbibliothek, 
Altes Rathaus, Bismarckstr. 1, 66333 Völklingen. Referentinnen 
mit Fach- und Betroffenenkompetenz. Gastvortrag: Susanne 
Reinert-Müller, Dipl.-Oecotrophologin (Saarbrücken) „Ernäh-
rung und Psychopharmaka - Richtig essen hilft“. Lyrik aktiv: 
Lesungen mit Autorinnen aus dem Saarland. Referat Bündnis 
gegen Depression: Petra Otto (Saarbrücken). Musik selfmade: 
Songs für die Seele, Duo Patric & Thomas (Saarburg/Holzerath). 
Literatursondertisch. Moderation: Gangolf Peitz. Veranstalter: 
Selbsthilfe SeelenLaute Saar, in Zusammenarbeit mit VHS-Pro-
jekt „Völklingen lebt gesund“ und Saarländisches Bündnis ge-
gen Depression. Anmeldung: Eintritt frei, Zugang barrierefrei. 
Pause mit gesunden Getränken. Platzreservierung möglich (Tel. 
06898 / 132433)

Donnerstag 13.10.2016,15.00-20.00 Uhr in Losheim am See: 
Outside/r Art? Selbsthilfetag im Landkreis Merzig-Wadern. 

Wo: Praxishaus Dr. Donald Doenges, Trierer Str. 14a, 66679 Los-
heim am See. 15.00- 17.00 Uhr: Seminar Outsider Art, „Kunst 
oder Therapie? Wie Outsider Art hilft“ mit Liberto Balaguer 
(Dortmund) und Gangolf Peitz (Bous) vom inklusiven Kunst-
projekt Art-Transmitter. Tn-Zahl begrenzt. Bis 20.00 Uhr Lite-
raturstand. 18.00 Uhr Vernissage Ausstellung OUTSIDER ART 
REGIONAL (bis 15.1.2017) mit Gastvortrag „Von Verrückten-
Kunst zur Outsider Art“, Dr. Turhan Demirel (Wuppertal). Musik: 
Hermann Gelszinus (Saarbrücken) mit Gitarrenimprovisation 
zur Kunst des Tages. Zur Vernissage werden zwei Originalbilder 
von August Walla und Friedrich Schröder-Sonnenstern gezeigt 
(Sammlung Demirel). Veranstalter: Selbsthilfe SeelenLaute, mit 
Bl Kunst kennt keine Grenzen (Bous) und der Europäischen Ge-
sellschaft zur Förderung von Kunst und Kultur in der Psychiatrie 
e.V. (Dortmund). Anmeldung: Eintritt frei (nur Workshop 5 €, 
Anmeldung bis 7.10. erbeten), gangolf.peitz@web.de

Sonntag 16.10.2016, 15.00 Uhr in Trier: „SeelenLand“ - In-
formation und Kultur. Wo: AWO-Begegnungsstätte, Saar-
str. 51, 54290 Trier-Süd. Der kreative Sonntagnachmittag von 
und für Bürgerinnen ohne und mit Diagnose von alt bis jung! 
Gesundheitsbezogene Selbsthilfe mit Alternativen für Eigen-
verantwortung, Selbstbestimmung, aktive Teilhabe und Vorur-
teilsabbau. Begegnung & Erfahrungsaustausch sind Trumpf! 
„Harfe live“ mit Matthias Weber (Dahlem), „Lyrik live für die 
Seele“ und Literatur-Sonderstand. Moderation: Gangolf Peitz 
(Bous/Trier). Veranstalter: Selbsthilfe SeelenWorte RLP, unter-
stützt von Selbsthilfe SeelenLaute Saar, in Zusammenarbeit mit 
AWO-Stadtverband Trier e.V. Anmeldung: Eintritt frei, Platzre-
servierung erbeten: AWO, Tel. 0651/12402 (Angebot 1 Kaffee + 
1 Kuchen = 1 Euro)

Öffentliche Selbsthilfeveranstaltungen an Saar & Mosel

SH SeelenLaute Saar und SH SeelenWorte RLP, im BPE e.V.
 zu den Wochen der Seelischen Gesundheit, Oktober 2016

Info von selbsthilfe_seelenlaute-saar@email.de / Kann gerne weiter kopiert und weiter geleitet werden!

Es war einmal ein Mensch, der dachte, er wäre niemand mehr. Er 
konnte sich das nicht erklären, dass er „Niemand „ war. Ja, er hatte 
eine Krise, eine seelische, doch war der Mensch jetzt krank? 

Moderne Auslegungen von einem „Ich „ Bewusstsein stellen das 
„Ich „ infrage. Der Mensch hat zwar ein „Ich „doch er ist nicht das 
„Ich“. Das „Ich „ möchte zwar gerne Hausbesitzer sein, doch es 
ist nur der Hausmeister, sagt Willigis Jäger , ein Zen –Meister und 
Mystiker aus Würzburg. 
Doch wenn der Mensch erkennt, dass das „Ich „ eigentlich keine 
Substanz hat, eine Illuision, das kann das schon eine Krise auslö-
sen. Das wer ist man dann? Ich habe zwar einen Namen, doch ich 
bin nicht mein Name. 
Als der Mensch seine „Illusion „ erkannt hat, da öffneten sich für 
ihn Türen und Tore. Doch dieser Mensch fühlte sich auf einmal 
wie in einem Sturm auf hoher See und war Kapitän eines Schiffes. 
So stark waren diese Kräfte, die er nicht kontrollieren konnte oder 

einfach gesagt, gelassen geschehen lassen konnte.
Nun, wenn der Mensch niemand ist, ist er dann Gott? (Gottheit 
=Leerheit vergl. Meister Eckhart)Nun, er ist immerhin göttlichen 
Ursprunges, dies gilt es zu erkennen! 
Gott ist nicht allmächtig, er ist viel mehr. Gott ist allliebend. Wenn 
man die negative Theologie nun hineinzieht, dann ist das Gott 
nicht! Negative Theologie nicht deswegen, weil sie negativ ist, 
sondern, weil sie sagt „Nein, das ist Gott nicht, Gott ist noch viel 
mehr. 

Als dieser Mensch durch die Weser geschwommen ist , weil er die 
Kräfte nicht kontrollieren konnte und dann zur Polizei ging und 
sagte „Johannes Rau ist schuld !“ ; wusste niemand , das Johannes 
Rau zur seiner Präsidentschaft gesagt hat: Ich möchte, das niemand 
ungehört bleibt! 
Man kann einen Satz auch anders verstehen, anderes als er gemeint 
ist. Doch ist das krank?

Es war einmal…
Von Claus Wefing
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Ak� on Mitglieder werben Mitglieder!

Wie Ihr alle wisst, ist BPE mit seinen Angeboten sehr gut aufgestellt. 
Selbsthilfe auf Gegensei� gkeit erfolgt vor allem in den örtlichen Gruppen. Es gibt zahlreiche Fortbildungsangebote auf Länder- 

und Bundesebene. Wir machen recht erfolgreich Interessenvertretung gegenüber Poli� k und Fachverbänden. Dennoch haben 
wir zu wenig Mitglieder. Wenn jedes Mitglied nur ein neues Mitglied werben würde, wären wir schon doppelt so viele und damit 
auch schlagkrä� iger. Wir hä� en mehr Einnahmen durch Mitgliedsbeiträge und höherer Fördermi� el und könnten auch manchem 
Mitglied zu einen kleinen Zuverdienst verhelfen.

Wir haben uns zum Ziel gesetzt, mindestens 300 Neumitglieder bis zur Jahrestagung 2017 zu werben. Mit Eurer Unterstützung 
werden wir das schaff en. Darum bi� en wir Euch: Nehmt teil an unserer Mitgliederwerbeak� on!
Sobald Ihr ein Mitglied geworben habt, sendet bi� e eine Email an Mitgliederwerbung@bpe-online.de und teilt uns Namen und 
Wohnort des  geworbenen Mitglieds mit. Wir halten Euch fortlaufend auf dem Stand, wie die Mitgliederwerbekampagne sich 
entwickelt. 

Auf der Jahrestagung Oktober 2017 in Berlin werden wir alle erfolgreichen Mitgliederwerber/innen ehren und mit einem kleinen 
Geschenk bedenken.

Verantwortliches Vorstandsmitglied für diesen Arbeitsschwerpunkt ist Ma� hias Seibt.

Aufruf der Geschäftsstelle
Liebe Mitglieder,

wie Ihr wisst, werden in der Geschäftsstelle Daten von empfehlenswerten Anwälten und Psychiatern und Psychologen gesammelt. 
Viele von Euch fragen besonders nach guten Rechtsanwälten in Ihrer Nähe. Damit die Listen aktuell bleiben, und die Berater und 
ich Euch im Fall der Fälle weiterhelfen können, bin ich auf Eure Unterstützung angewiesen. Daher meine Bitte: 

Wenn Ihr gute Erfahrungen mit Rechtsanwälten gemacht habt, oder Psychiater bzw. Psychologen kennt, die unseren Ansichten nahe 
stehen, dann teilt mir bitte deren Daten mit.

Herzlichen Dank Anne Murnau

Wittener Str. 87, 44 789 Bochum
Sprechzeiten: Do 10 – 13 Uhr
Tel: 0234 / 917 907-31   Fax: 0234 / 917 907-32   Kontakt-info@bpe-online.de
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Auf Grund der fortgesetzten und immer zahlreicher werdenden Verstöße psychiatrischer Täter/innen gegen die gültigen Gesetze haben 
sich die Vorstände des Bundesverbands Psychiatrie-Erfahrener e.V. und des Landesverbands PE Nordrhein Westfalen e.V. zur Einrich-
tung eines Rechtshilfefonds für zwangsweise psychiatrisierte Menschen entschlossen.
Dieser Fonds soll dazu dienen, aussichtsreiche Klagen gegen illegale psychiatrische Zwangsmaßnahmen oder aussichtsreiche 
Klagen gegen gesetzwidrige Entscheidungen oder Verfahrensweisen der deutschen Justiz zu unterstützen.
Illegale psychiatrische Zwangsmaßnahme sind z.B. die ambulante Zwangsbehandlung oder die stationäre Zwangsbehandlung ohne 
richterlichen Beschluss.
Eine rechtswidrige Verfahrensweise der Justiz liegt z.B. vor, wenn bei einer richterlich angeordneten Zwangsmaßnahme, der/die davon 
Betroffene nicht angehört wird.
Um es klar zu sagen: Die Chancen für den Rechtsweg sind nicht gut. Psychiatrie-Erfahrene haben, egal was passiert ist, fast immer 
unrecht.
Daher brauchen wir eindeutige Fälle. Diese Fälle müssen aktuell sein.
Um zu prüfen, ob es ein aussichtsreicher Fall ist, brauchen wir Kopien der wichtigsten Unterlagen. Wir werden pro Jahr nur ein, 
höchstens zwei Prozesse unterstützen.
Fürs Erste haben wir 4.000,- € zur Verfügung gestellt.
Wer meint, sein/ihr Fall eigne sich, wendet sich bitte an:
BPE, Wittener Str. 87, 44 789 Bochum, vorstand@bpe-online.de
LPE NRW, Wittener Str. 87, 44 789 Bochum, Matthias.Seibt@psychiatrie-erfahrene-nrw.de. Gemeinsames Fax: 0234 / 640 5103
Fragen werden von Miriam 0234 / 68 70 552 oder Matthias 0234 / 640 5102 beantwortet.
Die Vorstände von BPE und LPE NRW im November 2006

Rechtshilfefonds für Zwangspsychiatrisierte

Arbeitskreis EX-IN

Seit 2006 werden Psychiatrie-Erfahrene in EX-IN-Fortbildungen zu GenesungsbegleiterInnen und DozentInnen qualifi ziert. EX-IN ist 
ein englisches Kürzel für Experienced-Involvement und bedeutet „Einbeziehung (Psychiatrie-)Erfahrener“. EX-IN’lerInnen wollen 

die Psychiatrie von innen reformieren, in Richtung Gesprächs- und Milieutherapie mit möglichst wenig Medikamenten und ohne Zwang 
und Gewalt. Der Arbeitskreis EX-IN des BPE stellt sich die Aufgabe, EX-IN’lerInnen, die Mitglied des BPE sind, zu vernetzen.
Matthias Schuldt, Bergenstr. 21a, 23558 Lübeck, Tel. 0451-40 83 024, matthias-schuldt@gmx.de

Arbeitskreis EX-IN

Besondere Seminare für die PE-Selbsthilfe
o Presse- und Öffentlichkeitsarbeit für Selbsthilfegruppen. Die verbesserte Selbstdarstellung Betroffener tut not. Der 

Workshop vermittelt in einfacher Form Grundzüge moderner PR-Arbeit: Anleitung zum Umgang mit unterschiedlichen 
Medien, zum handling einer Presseinformation u.v.m. Mit Praxistipps, Übungen, Diskussion.

o Gedichte schreiben – hilft! Es müssen nicht Kreativtherapien in Tagesstätten und Ergotherapien oder autobiografisches 
Schreiben beim Arzt sein. Selbsthilfe kann es selbst! Ein besonderer Literaturkurs mit selbsthelfender Wirkung über den 
Weg der Poesie. Theorie, Schreib- und Sprechübungen, Erörterung.

o Outsider Art? – Kunst als Teilhabe. Outsider Art, was ist das heute / was nicht? Betroffenenkunst, Psychiatrieerfahrenen-
Malerei, Therapiekunst, Art Brut, freie Kunst..? Möglichkeit für Teilhabe und Genesung? Informations- und Diskussions-
seminar, mit Blick zum unterschiedlichen Verständnis von Outsider Art in Europa.

Die 3-stündigen Basiskurse werden vom Büro für Kultur- und Sozialarbeit Saar für die Selbsthilfe in Kleingruppen angeboten. 
Finanzierbar über Selbsthilfefördermittel der Gruppen. Um frühzeitige Terminierung wird gebeten. 
Kontakt für Anfragen (mit Terminvorschlägen): 
BKS Saar, c/o  Hr. Gangolf Peitz, Lindenstr. 21, 66359 Bous. gangolf.peitz@web.de

Ausgabe 3/2016 Zum Mitmachen Rundbrief

AG Spiritualität

Am 10.10.2015 wurde auf der BPE-Jahrestagung die Arbeitsgruppe Spiritualität für PE gegründet. Ziele sind, Wege zu fi nden trotz Psychi-
atrie-Erfahrung Spiritualität gesund zu praktizieren und zu diskutieren. Dabei können die Wege für jeden einzelnen natürlich ähnlich oder 

anders sein. Kontakte zu spirituellen Lehrern sind vorhanden, die uns aufgeschlossen sind und die die Psychiatrie kritisch sehen.
Ansprechpartner ist Claus Wefi ng, Email: Claus.Wefi ng@live.de 05222 28 34 59 oder per Post an: 
BPE AG Spiritualität Wittener Str. 87, 44789 Bochum . 

AG Spiritualität

Gründung einer AG Begegnung & Bildung

Es ist jede*r willkommen, der oder die Erfahrung mit Bildungsarbeit (z.B. Antistigma-Projekte, offene Infoveranstaltungen, Psychosesemi-
nar,...) hat oder sammeln möchte. Ziel ist der Austausch und das Erarbeiten von Konzepten, Materialpools und Strategien der Öffentlich-

keitsarbeit. Toll wäre, wenn im Laufe der Zeit Erfahrenen-geleitete Projekte in verschiedenen Bundesländern entstehen. Der Austausch soll in 
Form von monatlichen Web-Seminaren mit wechselnder Moderation und einem AG-Treffen im Jahr stattfi nden. 
Bei Interesse meldet euch unter SHGP-limburg@gmx.de.

Gründung einer AG Begegnung & Bildung



Projekt ist ausgelaufen! !!! Die Arbeit an dem Thema wird in eingeschränktem Umfang fortgesetzt.
Telefonzeiten: Dienstag von 10.00 - 13.00 Uhr und 14.00 – 17.00 Uhr sowie Mittwoch 11-14 Uhr unter 0234 / 640 51-02, Fax: -03

Ich stehe den -Selbsthilfegruppen für Vorträge und Arbeitsgruppen zu Psychopharmaka und „Ver-rücktheit steuern“ gegen Fahrt-
kosten (Bahncard 50) zur Verfügung.
Ich versuche eine bundesweite Liste von Psychiater/inn/en bzw. Ärzt/inn/en aufzubauen, die deutlich zurückhaltender als der Durch-
schnitt beim Verschreiben von Psychopharmaka sind, oder die sogar beim Absetzen unterstützen. Bitte teilt mir mit, wenn ihr bei Euch 
vor Ort so jemand kennt.
Ich organisiere bundesweite Seminare, auf denen sich Psychiatrie-Erfahrene zum Thema Psychopharmaka usw. weiterbilden. Interes-
sent/inn/en, die so ein Seminar bei sich vor Ort wollen, bitte bei mir melden.
Ein weiteres bundesweites Seminar soll für Psychiatrie-Erfahrene sein, die selber im Rahmen ihrer Selbsthilfeaktivitäten zum Bereich 
Psychopharmaka beraten wollen. Da hier die Teilnehmer/innen/zahl fünf kaum überschreiten wird, können individuelle Wünsche genau 
beachtet werden. 
Selbsthilfegruppen und Landesorganisationen berate ich in allen organisatorischen Fragen.
Weitere Informationen unter:

, z. Hd. Matthias Seibt, Wittener Straße 87, 44 789 Bochum, 0234 / 640 51-02, Fax: -03

Arbeitskreis Forensik:

Hier arbeiten zur Zeit Fritz Schuster und Norbert Südland überwiegend in der Einzelfallbetreuung. Unterstützung wäre dringend 
erforderlich. Wünschenswert wäre es, wenn es in jedem Bundesland wenigstens einen Ansprechpartner für den Bereich Forensik, 

geben würde, denn die Maßregevollzugsgesetze sind Landesgesetze. Außerdem würde die räumliche Nähe eine direkte Kontaktaufnahme 
mit den Betroffenen erleichtern. 
Interessenten wenden sich bitte an: 
Fritz Schuster, Wildermannstr. 70, 45659 Recklinghausen, Tel/Fax: 02361-14 1 86,  mail: Fritz.Schuster11@web.de

Netzwerk Psychiatrie-Erfahrener Profi s:

Seit dem Herbst 2005 gibt es ein Netzwerk Psychiatrie-Erfahrener Profi s im . Hier diskutieren Professionelle aus dem Bereich 
der Psychiatrie und Medizin darüber wie sie ihre Doppelrolle nutzbringend in die -Arbeit einbringen können, aber auch über ihre 

besondere Rolle am Arbeitsplatz. Evtl. kann sich im Laufe der Zeit aus diesem Netzwerk auch ein wissenschaftlicher Beirat für den  
entwickeln. 
Interessenten wenden sich bitte an: 
Christine Pürschel, Hanns-Eisler-Str. 54, 10409 Berlin, Tel.: 030-42 41 718 mail: tine.puerschel@berlin.de 

-Kulturnetzwerk:

Im Herbst 2005 ist der erste Aufruf zur Bildung eines -Kulturnetzwerkes erschienen. Inzwischen sind hier in den Rubriken: Malerei, 
Zeichnen, Fotografi e, Collagen, plastisches Gestalten, Kunstgewerbe, Digitale Kunst, Dichtung, Prosa, Musik, Theater, Kabarett und 

Tanz ca. 60 Einzelpersonen und Gruppen registriert.
Interessenten wenden sich bitte an:
Ruth Fricke Mozartstr. 20 b, 32049 Herford. Tel. + FAX: 05221-86 410, mail: Ruth.Fricke@t-online.de 

Zum MitmacheZum Mitmache
-Kulturnetzwerk:-Kulturnetzwerk:

Netzwerk Psychiatrie-Erfahrener Profi s:Netzwerk Psychiatrie-Erfahrener Profi s:Netzwerk Psychiatrie-Erfahrener Profi s:

Arbeitskreis Forensik:Arbeitskreis Forensik:

Beratung beim Aufbau und zur praktischen Arbeit/Umsetzung dieser Stellen, sowie eine Übersicht über bestehende Stellen fi ndet Ihr beim 
Bundesnetzwerk unabhängige Beschwerdestellen im Internet unter:  http://www.beschwerde-psychiatrie.de/downloads.html

Das Sprecherteam besteht zur Zeit aus den BPE-Mitgliedern Karin Haehn, Bernd Kreißig und Ruth Fricke, alle drei erreicht Ihr per mail über: 
bundesnetzwerk@beschwerde-psychiatrie.de 

Antifolterkommission

Liebe Mitglieger, die Antifolterkommission des Europarates führt in regelmäßigen Abständen Kontrollbesuche in den Staaten durch, die 
zum Europarat gehören. Im Vorfeld derartiger Besuche wird der  e.V: regelmäßig aufgefordert Verstöße gegen die Antifolterkonven-

tion des Europarates zu melden. Hier sind wir auf Eure Mithilfe angewiesen. Bitte meldet uns sofort Verstöße gegen die Antifolterkonvention 
des Europarates, wenn sie Euch persönlich widerfahren sind, damit wir Eure Erfahrungen in unseren Bericht einfl ießen  lassen können. 
Bitte schickt Eure Erfahrungsberichte an: 
Ruth Fricke, Mozartstr. 20 B, 2049 Herford, Fax: 05221-86 410, mail:  vorstand@bpe-online.de 

AntifolterkommissionAntifolterkommission

Soteria AG

Auf der Jahrestagung 2006 haben wir diese AG gegründet.  Wir wollen diese Behandlungsform allen Mitgliedern des BPE nahe bringen 
und in der Gremienarbeit auch die Angehörigen und Profi s davon in Kenntnis setzen, dass wir uns diese Behandlungsform (mehr Ge-

spräche - weniger Psychopharmaka) - vor allen in Krisen - wünschen. Gedanken - Erfahrungen nehmen wir auf dem Postweg entgegen. 
Eure Mitarbeit wird uns Ansporn sein, auf unserer Jahrestagung einen Arbeitsbericht vorzulegen.
Kontaktadresse: 
Soteria AG c/o Karin Haehn, Cluvental Str. 2, 27283 Verden 

Soteria AG


